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Einleitung 

Seit im Herbst 2015 im Rahmen von Fluchtbewegungen deutlich mehr Men-
schen Europa und insbesondere Deutschland erreichten, hat das Thema Flucht 
nicht nur in der politischen Debatte, sondern auch im sozialwissenschaftlichen 
Fachdiskurs und in (sozial-)pädagogischen, juristischen und psychologischen 
Publikationen eine zuvor nie gekannte Aufmerksamkeit erhalten. 

Warum nun ein weiteres Buch dazu? Mit dem hier vorliegenden Sammel-
band zu Unterstützungsformen für geflüchtete Menschen wollen wir einen spe-
zifischen Fokus verfolgen. Die dem Untertitel beigefügten Stichworte „Ressour-
cenorientierung, Resilienzförderung, Biografiearbeit“ weisen bereits darauf hin. 
Damit wird für eine konzeptionelle Schwerpunktsetzung geworben, die ent-
schieden auf Stärken und Potenziale abhebt, für (Selbst-)Bemächtigung und 
Empowerment plädiert, die gleichzeitig aber auch biografische Herausforde-
rungen und Leidensprozesse in den Blick nimmt, psychosoziale Versorgungs-
bedarfe anerkennt und thematisiert, ohne die Menschen in einer Reduktion auf 
„Hilfebedürftige“ zu stigmatisieren. 

Des Weiteren soll sich unsere Publikation dadurch auszeichnen, dass sie 
Beiträge aus einem breiten Spektrum sozialwissenschaftlicher Disziplinen und 
interdisziplinärer Verschränkungen (z. B. Soziologie, Pädagogik, Psychologie/
Psychotherapie und Soziale Arbeit) – unter der genannten Schwerpunktsetzung –
zusammenführt und dabei die gesamte Lebensspanne (Kleinkindalter, Kindheit 
und Jugend, Erwachsenenalter und höheres Alter) geflüchteter Menschen in 
den Blick nimmt. 

Kapitel 1 gibt eine Einführung in die Lebenssituation von geflüchteten Men-
schen in Deutschland und thematisiert fachliche Unterstützungsperspektiven 
und professionelle Haltungen zum Thema Flucht. Gemäß der Schwerpunktset-
zung gehen die Herausgeberinnen des Sammelbandes, Irma Jansen und Mar-
gherita Zander, dabei insbesondere auf theoriegeleitete Ansätze der Resilienz-
förderung, Ressourcenaktivierung und Biografiearbeit ein. 

Kapitel 2 richtet den Fokus auf verschiedene Lebensalter: Kinder (2.1), Kin-
der und Jugendliche (2.2), Erwachsene (2.3), Ältere Menschen mit Fluchterfah-
rung (2.4). Die Beiträge zu diesen Untergruppen beziehen sich einführend auf 
die Analyse der je spezifischen Lebenssituation und die damit verbundenen 
biografischen Herausforderungen. Im Weiteren thematisieren sie eine hand-
lungsorientierte und reflexive Praxis professioneller Unterstützung von geflüch-
teten Menschen. Ergänzend geben exemplarische Beispiele aus Projekten einen 
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Einblick in ressourcenorientiert-biografische und Resilienz fördernde Hand-
lungsansätze. 

Im Unterkapitel Kinder (2.1) stellen zunächst die Autorinnen einer World 
Vision Studie zu geflüchteten Kindern, Katharina Gerarts und Sabine Andresen, 
ihre Ergebnisse vor. Sie gehen dabei insbesondere auf Antworten der interview-
ten Kinder ein, die deren Hoffnungen, Ängste und Bedürfnisse verdeutlichen.  

Petra Wagner plädiert in ihrem Beitrag zum Umgang mit geflüchteten Kin-
dern in der Kita zwar für die Berücksichtigung der spezifischen Lebenslagen 
und der Bedürfnisse der Kinder, argumentiert aber zugleich entschieden gegen 
eine „Verbesonderung“. Sie verweist eindringlich auf bestehende Prinzipien ei-
ner „Vorurteilsbewussten Bildung und Erziehung“.  

Auch der Beitrag von Julia Bialek und Martin Kühn orientiert sich an ge-
flüchteten Kindern im Vorschulalter und legt sein Augenmerk vor allem auf die 
Auswirkungen erlittener Traumatisierungen. Als unterstützende Perspektive für 
die Arbeit mit betroffenen Kindern stellt das Autorenteam die Chancen einer 
„Pädagogik des sicheren Raumes“ heraus, die auf der Idee von Resilienzförde-
rung basiert.  

Der Ansatz einer partizipativen Arbeit mit geflüchteten Grundschulkindern 
steht im Fokus des Beitrags von Kathrin Aghamiri. Die Autorin verdeutlicht 
mittels einer Analyse von konkreten Beobachtungssequenzen aus der Grund-
schule eine Verbindung zwischen schulischen Partizipationsmöglichkeiten der 
Kinder und der Stärkung ihres Kohärenzgefühls.  

Dass kreative Medien eine besondere Bedeutung bei der stützenden biogra-
fischen Arbeit mit geflüchteten Kindern und ihren Familien einnehmen, zeigen 
Sarah Inal und Danielle Deeke anhand von Prozessbeschreibungen und Inter-
ventionsbeispielen aus dem Grundschulprojekt „HonigHelden!“. 

Uli Hahn beschreibt exemplarisch die positive Entwicklung eines Mädchens, 
das über einen längeren Zeitraum hinweg im Rahmen eines wissenschaftlich 
begleiteten Resilienzförderprojektes mit Roma-Flüchtlingskindern unterstützt und 
begleitet wurde. 

Im Unterkapitel Kinder und Jugendliche (2.2) versammelt sich eine Reihe 
von Beiträgen, die sich auf das Entwicklungsspektrum von Kindheit und Jugend 
beziehen.  

Einleitend stellen Anna Huber und Claudia Lechner erste Ergebnisse einer 
(noch laufenden) Studie des DJI zu den Lebenslagen von geflüchteten Jugendli-
chen vor. Dabei schildern sie die heterogenen Voraussetzungen dieser Jugendli-
chen und unterstreichen ihre fast durchweg vorhandene hohe Motivation, in 
Deutschland auf eine eigene Zukunftsperspektive hinzuarbeiten. Thematisiert 
werden aber auch individuelle und strukturelle Barrieren, die sie dabei zu be-
wältigen haben.  

Welche Auswirkungen Flucht auf die Identitätsentwicklung von Menschen 
(insbesondere Jugendlichen) haben kann, erörtert Norbert Wieland in seinem 
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Beitrag. In der Ausdifferenzierung der Bezugsgruppen: „Unbegleitete Jugendli-
che mit familiärem Auftrag“, „Jugendliche unter den Bedingungen von Parenti-
fizierung“ und „Traumatisierte Jugendliche“ arbeitet er spezifische Anforderun-
gen an eine professionelle Identitätsarbeit heraus.  

Gunther Graßhoff und Hans Günther Homfeldt erläutern, welchen Stellenwert 
die Thematisierung von Transnationalität im Fluchtkontext einnimmt. Sie be-
ziehen sich in ihrem Beitrag insbesondere auf Geflüchtete im System der Kin-
der- und Jugendhilfe und legen einen besonderen Schwerpunkt auf transna-
tionale Biografiearbeit als Methode eigenbiografischer Erkundung z. B. über 
Selbstreporte.  

Die Darstellung theoretischer Anknüpfungspunkte für die Eröffnung einer 
Bindungs-, Beziehungs- und Einbettungsperspektive in der Arbeit mit geflüch-
teten Kindern und Jugendlichen kennzeichnet den Beitrag von Silke Birgitta 
Gahleitner. 

Einen spezifischen Resilienz-Begriff, der auf kulturell bedingte Eigenheiten 
(in diesem Fall des arabischen Kulturraumes) achtet, legen Haci-Halil Uslucan, 
Mousa Othman und Sahra Camal ihren Interpretationen von Fallbeispielen aus 
einem Projekt zugrunde, das geflüchtete Jugendliche bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz berät und unterstützt.  

Im Unterkapitel Erwachsene (2.3) geht Luise Hartwig auf typische Fluchtur-
sachen und Fluchterlebnisse von Frauen ein. Die Autorin plädiert u. a. für eine 
frauengerechte Unterbringung und Mädchenarbeit in Flüchtlingsunterkünften 
und eine angemessene Gesundheitsversorgung, die das Resilienzpotenzial von 
Mädchen und Frauen stärkt.  

Annika Barzen stellt die Ergebnisse ihrer qualitativen Studie vor, bei der 
Bewältigungsmuster von erwachsenen männlichen Geflüchteten herausgearbei-
tet und daraus Schlussfolgerungen für die Soziale Arbeit mit dieser Zielgruppe 
abgeleitet werden. 

In einem exemplarischen Interview mit zwei erwachsenen Geflüchteten aus 
Syrien thematisiert Barbara Bussfeld mit den Betroffenen deren Situation im 
Heimatland, die Umstände der Flucht, das Ankommen und ihre bisherigen Er-
fahrungen in Deutschland.  

In der Beschreibung und Analyse einer ressourcenorientierten Bildungsar-
beit mit Geflüchteten, die in Deutschland studieren wollen, erläutert Kulkanti 
Barboza kulturelle, soziale, strukturelle und identifikatorische Dimensionen von 
Integration.  

Viola Schreiber und Ernst-Ludwig Iskenius verweisen auf die Notwendigkeit 
in der klinisch-therapeutischen Arbeit mit traumatisierten Flüchtlingen, Resili-
enzfaktoren im Auge zu behalten.  

Hans Hopf verdeutlicht als Analytiker und Mensch mit eigener Fluchtge-
schichte u. a. die möglichen Folgewirkungen in der Kindheit erlebter und nicht 



12 

verarbeiteter Traumatisierungen in späteren Lebensphasen und bis ins Alter 
hinein.  

Im Unterkapitel Ältere Menschen mit Fluchterfahrungen (2.4) gibt Elke Ol-
bermann zunächst einen einführenden und informativen Überblick zur Lebens-
situation älterer geflüchteter Menschen, ihre Bedarfe, aber auch ihre Ressour-
cen und Potenziale. Sie weist darauf hin, dass Alter und Flucht bislang ein in 
der Forschung und Praxis völlig vernachlässigter Aspekt ist, der zunehmende 
Aufmerksamkeit verdient.  

Monika Alisch schließt an die Ergebnisse von Elke Olbermann an und refe-
riert Erkenntnisse aus einem handlungsorientierten Forschungsprojekt mit 
älteren Migrant_innen in unterschiedlichen Wohnquartieren, die sich als inte-
ressante und aufschlussreiche Referenzfolie auch auf die Unterstützung älterer 
geflüchteter Menschen übertragen lassen. 

Im Nachwort skizziert Martin Roemer Anforderungen an die Aufnahmege-
sellschaft: Er fordert die deutsche Gesellschaft auf, notwendige Biografiearbeit 
zu leisten und Bilanz zu ziehen hinsichtlich ihres Resilienzpotenzials. Nur so 
könne sie die Herausforderungen bewältigen, die ihr mit der Integration der zu 
uns gekommenen geflüchteten Menschen gestellt werden.  

Irma Jansen und Margherita Zander, Oktober 2018 
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Margherita Zander 

Lebenssituation von geflüchteten Menschen 
in Deutschland 

1 Wer ist ein Flüchtling? Fluchtursachen und ethische 
Aspekte einer menschenrechtlichen Flüchtlingspolitik 

„In uns allen steckt ein Flüchtling!“ 

So lautet das Vermächtnis des Mitbegründers von Cap Anamur, der Hilfsorga-
nisation deutscher Notärzte, Rupert Neudeck. Neudeck, der selbst als Kind aus 
Danzig geflohen ist, hat sich seit 1979 – dem Jahr seiner legendären Rettung der 
vietnamesischen Boatpeople – tatkräftig für geflüchtete Menschen eingesetzt. „In 
uns allen steckt ein Flüchtling“ ist der Titel seines posthum erschienenen Bu-
ches, in dem er aus seinen vielfältigen unmittelbaren Erfahrungen mit Geflüch-
teten „Lehren für die Gegenwart“ zieht und uns daran erinnert, „dass jeder von 
uns zum Flüchtling werden kann“ (Neudeck 2016, Klappentext). 

Wer ist ein Flüchtling? Zunächst ist es sicherlich geboten, darauf eine poli-
tisch-juristische Antwort zu geben. Demzufolge versteht man darunter einen 
Menschen, der seinen Herkunftsort nicht freiwillig, sondern zwangsweise ver-
lassen hat, um in einem anderen Staat um Aufnahme und Schutz anzusuchen. 
Allerdings gibt es auch Binnenflüchtlinge, d. h. Menschen, die innerhalb eines 
Staates ihren Heimatort verlassen müssen, um beispielsweise vor kriegerischen 
Handlungen zu fliehen. Das deutsche Asylrecht sieht – als Lehre aus der histori-
schen Erfahrung – ein individuell einklagbares Recht auf Asyl für politisch Ver-
folgte vor und hat diesen Rechtsanspruch als Grundrecht im Grundgesetz 
verankert (Artikel16 a GG)1. Maßgeblich für die Aufnahme von geflüchteten 
Menschen ist zudem die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 (GFK nebst Zu-
satzprotokoll von 1967), der die Bundesrepublik – wie auch alle übrigen Staaten 
der EU – beigetreten ist. Laut dieser Konvention gilt als Flüchtling eine Person, 
deren Leben und Freiheit wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörig-
keit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Über-
zeugung bedroht ist (Art.1 GFK). Der daraus abgeleitete Flüchtlingsschutz ist 

                                                                                 

1 Der ursprüngliche Artikel 16 des GG, demzufolge politisch Verfolgte Anspruch auf Asyl 
haben, wurde allerdings 1993 durch Hinzufügung von Ausnahmen (Artikel 16 a) ver-
schärft. 
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also weiter gefasst als das deutsche Asylrecht und sieht für geflüchtete Men-
schen – abgesehen von ihrer Aufnahme – weitere Rechte vor, so das Recht, sich 
innerhalb des Gastlandes frei zu bewegen, das Recht auf Arbeit, Bildung und 
soziale Fürsorge sowie das Recht auf Religions- und Vereinigungsfreiheit.2 Er-
gänzend zum Flüchtlingsbegriff der GFK wurde im deutschen Asylgesetz vom 
1.12.2013 (AsylG) – gemäß der EU-Richtlinie 2011/95/EU – auch die Verfol-
gung wegen des Geschlechts und der sexuellen Orientierung als Fluchtgrund 
anerkannt und der Flüchtlingsschutz auf Fälle ausgeweitet, in denen die Verfol-
gung nicht von einem Staat, sondern von nichtstaatlichen Akteuren ausgeht 
(§3b und 3c AsylG). Daneben gibt es den „Subsidiären Schutz“ für sogenannte 
„Prima-facie-Flüchtlinge“, d. h. Menschen, die in Massenbewegungen vor Kon-
flikten und ethnischer Verfolgung fliehen und denen im Herkunftsland erhebli-
cher Schaden für Leib und Leben droht, z. B. in einem Bürgerkrieg (§4 AsylG).3  

Greifen die genannten Schutzformen nicht, muss geprüft werden, ob ein 
Abschiebeverbot – ebenfalls laut GFK (Art. 33, Abs. 1) vorgesehen – greift: Ein 
schutzsuchender Mensch darf nicht abgeschoben werden, wenn die Rückfüh-
rung der Europäischen Menschenrechtskonvention widerspricht, d. h. bei dro-
hender Folter, Todesstrafe oder anderweitig unmenschlicher und erniedrigen-
der Strafe im Herkunftsland oder wenn konkrete gesundheitliche Gründe vor-
liegen, die einer Abschiebung entgegenstehen.  

Der zuerkannte rechtliche Status hat für den Betreffenden unmittelbare Fol-
gen, vor allem hinsichtlich seiner mittel- oder längerfristigen Aufenthaltsper-
spektive sowie seiner sonstigen Rechtsstellung. Personen mit anerkanntem Recht 
auf Asyl oder Flüchtlingsschutz nach der GFK erhalten zunächst eine Aufent-
haltserlaubnis für drei Jahre, die nach fünf Jahren – bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen (eigene Lebensunterhaltssicherung und ausreichende Sprach-
kenntnisse) – in ein Niederlassungsrecht umgewandelt werden kann; sie haben 
das Recht auf Familiennachzug und nach den ersten Monaten, die sie in Erst-
aufnahme-Einrichtungen verbringen, unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt. 
Geflüchtete, denen aus menschenrechtlichen Gründen (Europäische Menschen-
rechtskonvention, EMRK) in Folge einer EU-Richtlinie von 2004 subsidiärer 
Schutz zuerkannt wird, sollten eigentlich GFK-Flüchtlingen gleichgestellt sein 
(Pro Asyl 2018). Von 2016 bis Ende Juli 2018 war aber für diesen Personenkreis 
der Familiennachzug ausgesetzt; danach soll er für eine begrenzte Zahl von 
1.000 Personen pro Monat gewährt werden.4 Dies stellt für die Betroffenen in 

                                                                                 

2 Siehe: Art. 26, 22, 4, 17–19, 23 und 15 der GFK. 
3 Wurde ebenfalls gemäß der EU-Richtlinie 2011/95/EU in das AsylG von 2013 aufge-

nommen. 
4 Laut Koalitionsvertrag 2018 zwischen CDU/CSU und SPD war eine Neuregelung vorge-

sehen, der zufolge der Nachzug von Familienangehörigen bei subsidiär Schutzberechtig-
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den meisten Fällen eine unzumutbare Härte dar, zumal die konkrete Handha-
bung im behördlichen Ermessen liegt und sich nicht mit dem grundgesetzlich 
verbürgten Grundsatz der Gleichbehandlung und dem dort ebenfalls veranker-
ten Schutz der Familie vereinbaren lässt. Geflüchtete, deren Abschiebung aus-
gesetzt wird, erhalten zunächst eine einjährige Aufenthaltserlaubnis, die aller-
dings verlängert werden kann; eine Arbeitsaufnahme ist mit Erlaubnis der 
Ausländerbehörde möglich.  

Soziologisch gesehen 

Soziologisch gesehen handelt es sich bei der Bezeichnung „Flüchtling“ um die 
soziale Konstruktion eines Begriffs, der den Betroffenen von außen angeheftet 
wird, also um die Zuschreibung einer fremdbestimmten kollektiven Identität. 
Zwar erfasst dieser Begriff durchaus zutreffend, was momentan hauptsächlich 
und vordinglich die Existenz der als Flüchtlinge etikettierten Menschen aus-
macht, nämlich dass sie sich gezwungenermaßen von A nach B begeben oder 
begeben haben; zugleich blendet er jedoch alles aus, was sonst noch die indivi-
duelle soziale Identität einer Persönlichkeit ausmacht und nivelliert überdies 
die Vielzahl von Fluchtgründen, die von Kriegen über zahlreiche Formen von 
struktureller Gewalt bis hin zu armutsbedingter Wirtschaftsmigration reichen 
können. Das Faktum, auf der Flucht zu sein, bestimmt in der Tat weitgehend 
die aktuelle Realität der Betroffenen ebenso wie den Blick, den die Aufnahme-
gesellschaft auf sie richtet. Die Zuschreibung als Flüchtling erweist insofern re-
ale Wirkkraft, als die Zugehörigkeit zu dieser Gruppe auch darüber entscheidet, 
ob jemandem im Aufnahmeland bestimmte Rechte zustehen oder verweigert 
werden. Insbesondere geschieht dies durch die Ausdifferenzierung zwischen 
Asylberechtigten, Flüchtlingen nach der Genfer Konvention, Bürgerkriegsflücht-
lingen und geflüchteten Menschen mit einem Abschiebehindernis. 

Geht es aus der Sicht der geflüchteten Menschen darum, ihr Leben – und sei 
es mit begrenzten Möglichkeiten – selbst zu gestalten, wird ihnen von der Auf-
nahmegesellschaft ein Status zugewiesen, der sie bis zu einem bestimmten Grad 
zu Abhängigen herabsetzt. Durch diese kollektive Zuschreibung verlieren die 
Betroffenen ihre bisherige Identität, nachdem sie zuvor schon ihr ganzes Hab 
und Gut zurücklassen mussten: Sie werden häufig lediglich als Flüchtlinge ge-
sehen und nicht als Individuen mit einer je eigenen Lebensgeschichte, mit eige-
nen Erfahrungen und Kenntnissen, Erwartungen und Hoffnungen. Louis-Henri 
Seukwa weist darauf hin, dass die Zuschreibung als Flüchtling die Betroffenen 

                                                                                 
ten auf 1.000 Personen pro Monat begrenzt wurde. Am 15. Juni 2018 hat der Deutsche 
Bundestag ein entsprechendes Gesetz verabschiedet. 
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zu einem einengenden Blick auf sich selbst nötigt und überdies die Außensicht 
der Umwelt auf sie bestimmt:  

„Zum einen rufen die für die Anerkennung als Flüchtling von der Genfer Konventi-
on festgelegten Kriterien eine Opferkonstruktion hervor, das heißt, sie zwingen die 
Asylsuchenden ihre Biographien so zu strukturieren, dass sie glaubhaft als Opfer von 
Verfolgung und Missbrauch aus politischen, religiösen, ethnischen Gründen oder 
wegen der sexuellen Orientierung etc. erscheinen. So gesehen ist ein anerkannter 
Flüchtling grundsätzlich ein Opfer. Zum anderen bedingt die Logik in der Sozialen 
Arbeit, dass die ‚Klientel‘ immer als defizitär dargestellt werden muss […]“ (Seuwka 
2015, S. 2).  

Seukwa geht sogar so weit zu behaupten, dass diese Menschen erst durch insti-
tutionelle Handlungen zu Flüchtlingen gemacht und damit in gewisser Weise 
zu einer Opferhaltung gezwungen würden. Geflüchtete seien jedoch – wie an-
dere Menschen auch – Individuen mit Kompetenzen, Stärken und Ressourcen 
und vor allem Menschen, die ihre Überlebenskunst unter Beweis gestellt hätten 
und weiterhin unter Beweis stellen müssten. 

Aus sozialethischer Sicht 

Das Recht auf Asyl ist ein Menschenrecht und als solches nicht nur durch die 
Genfer Flüchtlingskonvention (1951) und das Protokoll über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge (1967), sondern auch durch die Grundrechte-Charta der Euro-
päischen Union (Art.18 und 19) verbrieft. Beim Recht auf Asyl handelt sich um 
eine völkerrechtliche Verpflichtung; für die EU-Staaten garantiert zusätzlich die 
europäische Menschenrechtskonvention „jedem Menschen, der Schutz vor schwe-
ren Menschenrechtverletzungen sucht, das Recht auf Zugang zu einem Verfah-
ren, in dem sein Antrag auf Schutz individuell geprüft wird“ (Cremer 2018, 
S. 306). Demzufolge – so Hendrik Cremer vom Deutschen Institut für Men-
schenrechte – begrenzen das Recht auf Asyl und der internationale Flüchtlings-
schutz die staatliche Hoheitsgewalt und widerspreche das Dublin-Abkommen5 
eindeutig den menschenrechtlich eingegangenen Verpflichtungen (Cremer 2016).  

                                                                                 

5 Das Dublin-Übereinkommen regelt die Zuständigkeit für die Durchführung eines Asyl-
verfahrens innerhalb der EU-Vertragspartner: Das Asylverfahren soll jeweils in dem Staat 
durchgeführt werden, in den der oder die Asylbewerber_in nachweislich zuerst eingereist 
ist. Mit dieser Regelung soll verhindert werden, dass Asylbewerber_innen in mehreren 
Staaten Schutz beantragen. Letztlich läuft dies darauf hinaus, dass vor allem die EU-
Außenstaaten verantwortlich sind. 
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So unwidersprochen das Recht auf Asyl und der Flüchtlingsschutz als Men-
schenrechte akzeptiert werden, gehen die Ansichten darüber, ob und wie weit-
gehend die Souveränität der verpflichteten Staaten dadurch eingeengt wird und 
welche Fluchtursachen anzuerkennen sind, auseinander. Die meisten Menschen, 
die bei uns ankommen, fliehen vor Krieg, Bürgerkrieg, Gewalt und Verfolgung. 
Weltweit nimmt jedoch auch die Zahl derjenigen zu, die vor Armut, Hunger, 
Natur- und Klimakatastrophen auf der Flucht sind. Aktuell sind es weltweit ca. 
68 Millionen Menschen, die sich innerhalb ihres Landes, aber eben auch grenz-
überschreitend und über Kontinente hinweg auf die Flucht begeben. Mit Blick 
auf diese Menschen scheiden sich die Geister zwischen denjenigen, die die 
staatliche Souveränität durch die Verpflichtung, Flüchtlingsschutz zu gewähr-
leisten, eingeengt sehen, und denjenigen, die die letztendliche staatliche Ho-
heitsgewalt bei der Gewährung von Asyl und Flüchtlingsschutz betonen.  

Die in der bundesdeutschen Öffentlichkeit nach 2015 heftig diskutierte Fra-
ge, welche und wie viele Flüchtlinge aufgenommen werden sollten, wird in ei-
nem Sammelband mit sozialphilosophischen Essays kontrovers diskutiert (Grund-
mann/Stephan 2016).6 Dabei werden alle relevanten Aspekte angeführt, die für 
die politische Entscheidung in dieser Frage zu berücksichtigen wären: Wohl-
stand des Aufnahmelandes und erwartbarer Integrationserfolg, die natürlich 
vorhandenen Ressourcen des Landes und die Haltung der jeweiligen Bevölke-
rung. Erinnert wird dabei auch an die allgemeine Hilfepflicht gegenüber Not-
leidenden, an territoriale Gerechtigkeit, die höchst ungleiche Verteilung von 
Armut und Reichtum sowie an Wiedergutmachung als Folge des kolonialen Er-
bes (Hoesch, in: Grundmann/Stephan 2016). Philosophisch abgeleitet wird zu-
dem die Erfordernis, zwischen Asylbewerber_innen und Notflüchtlingen nicht 
zu unterscheiden, sowie die Verpflichtung der reichen Länder, präventiv in 
Krisenländer und die angrenzenden Staaten zu investieren (Gesang, in: Grund-
mann/Stephan 2016). 

Eine recht weitgehende Position zu der Frage, welche Fluchtursachen anzu-
erkennen sind, vertreten beispielsweise die christlichen Sozialethiker Martin 
Schneider und Hans Tremmel (2015). Die beiden Autoren sind der Auffassung, 
dass „zur eingegrenzten Definition der GFK […] heute ein mit weiteren Kriterien 
angefüllter Flüchtlingsbegriff hinzutreten [müsse, MZ], der die Verfolgungsgrün-
de nicht auf individuelle politische Verfolgung reduziert, sondern ‚alle Arten 
von Fluchtursachen wie Kriegshandlungen, Hungersnöte, Naturkatastrophen, 

                                                                                 

6 Ebenfalls grundsätzlich kontrovers wird die Frage, ob bzw. in welchem Umfang wohlha-
bende Staaten zur Aufnahme von Migrant_innen verpflichtet sind, in einem weiteren 
Reader mit philosophischen Schlüsseltexten (u. a. von Joseph Carens, David Miller und 
Peter Singer) diskutiert: Frank Dietrich (Hrsg.) (2017): Ethik der Migration. Philosophi-
sche Schlüsseltexte, Berlin: Suhrkamp. 
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Klimaveränderungen sowie wirtschaftliche Not und Armut‘ berücksichtigt“ 
(Schneider/Tremmel 2015, S. 2). Dadurch würde die unglückliche Unterschei-
dung zwischen „echten politischen Flüchtlingen“ und „Wirtschafts- bzw. Ar-
mutsmigranten“ aufgehoben, eine allein deshalb angezeigte Sichtweise, weil 
nicht selten mehrere Fluchtursachen gleichzeitig vorliegen. Außerdem wäre die 
Aufhebung dieser Unterscheidung eine konsequente Reaktion der weltweiten 
Staatengemeinschaft „auf die Realität der eklatanten Menschenrechtsverletzun-
gen und die krass ungleichen Lebensverhältnisse“ (ebd., S. 3). Jedenfalls erweise 
es sich aus menschenrechtlicher Sicht – wenn man auch die elementaren Da-
seinsansprüche dazu zähle – als erforderlich, „weitere Möglichkeiten auszulo-
ten, wie Menschen legal zuwandern können“ (ebd., S. 3). Dabei sollte es jedoch 
nicht nur um die Menschen gehen, von denen der hiesige Arbeitsmarkt profi-
tiert, sondern auch um jene, die vor den Toren Europas ums nackte Überleben 
kämpfen. 

Dass die Ursachen, die einen Flüchtlingsstatus begründen, auszuweiten wä-
ren, wird in sozialethischen Diskursen immer wieder angemahnt (Grundmann/
Stephan 2016). Neben einer noch zu diskutierenden Erweiterung des Flücht-
lingsbegriffs sollte aber die Möglichkeit einer offeneren Einwanderungspolitik 
nicht aus den Augen verloren werden. Dabei ergibt sich natürlich ein Span-
nungsverhältnis zwischen unterschiedlichen Interessenlagen, auf das auch in 
der Diskussion über Flucht und Migration immer wieder hingewiesen wird. 
Hendrik Cremer beispielsweise kommt in seinem Artikel über „Asyl als Men-
schenrecht“ zu folgendem Fazit: „Das Spannungsverhältnis zwischen dem Inte-
resse der Aufnahmestaaten, Migration zu steuern, und den Schutzinteressen 
der Flüchtlinge kann nicht einfach aufgelöst werden. Auf diese besondere Her-
ausforderung ist das internationale Flüchtlingsrecht von Beginn an ausgelegt“ 
(Cremer 2016, o.S.). 

Neben der Frage, wie weitgehend die Verpflichtung zur Aufnahme von ge-
flüchteten Menschen für die einzelnen Staaten geht, gilt es auch zu erörtern, 
welche Rechte und welcher Status einer geflüchteten Person im Aufnahmeland 
zustehen, wie eine geflüchtete Person – über den gewährten Verfolgungsschutz 
hinaus – menschenwürdig zu behandeln ist: „Das Menschenrecht auf Asyl kann 
also nicht isoliert betrachtet werden und auch nicht isoliert umgesetzt werden. 
Es ist einzubetten in den gesamten menschenrechtlichen Schutz, der einem In-
dividuum, gleich in welcher Lage, zusteht“ (Leuninger o. J., o. S.). Bei den Dis-
kussionen über das, was einem Flüchtling im Aufnahmeland an Rechten zuste-
he, werde in besonderer Weise deutlich, was die Menschenrechte überhaupt 
wert seien und was zu ihrer Durchsetzung von den einzelnen Staaten oder 
überstaatlichen Zusammenschlüssen erwartet werden müsse und könne (ebd.). 

Als das zentrale Problem von geflüchteten Menschen und Heimaltlosen be-
zeichnete Hannah Arendt seinerzeit, dass ihnen „das Recht, Rechte zu haben“ 
abgesprochen wird. Dies trifft leider auch aktuell allzu oft für jene Phasen der 
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Flucht zu, in denen geflüchtete Personen ihr Heimatland verlassen haben und 
noch auf der Suche nach einem Aufnahmeland sind. Viele Transitstaaten – bei-
spielweise die Subsahara-Staaten – gewähren geflüchteten Menschen keinerlei 
Schutz, obwohl dies in allen Staaten, die die Menschenrechtskonvention von 
1951 (inklusive Zusatzprotokoll von 1967) unterzeichnet haben – und dazu zäh-
len auch diese Länder –, heute anders sein sollte. Umso wichtiger ist es bei den 
Diskussionen hierzulande und in Europa, geflüchtete Menschen als Inhaber 
von Rechten zu sehen. 

Letztlich lässt sich die Frage einer menschenrechtlich verbrieften Aufnahme 
und Hilfe für geflüchtete Menschen nur weltweit beantworten. Der UNHCR –
das Hochkommissariat der UNO für Flüchtlinge – könnte das geeignete Gre-
mium sein, um eine solche Regelung zu verwirklichen. Aber leider werden ihm 
keine Befugnisse in dieser Hinsicht zugestanden, und der eigene Einsatz des 
UNHCR für Geflüchtete krankt an permanenter Unterfinanzierung. 

2 Wie viele sind gekommen? Wer darf bleiben? 

Laut UNHCR waren Ende 2017 ca. 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht, die 
meisten von ihnen im eigenen Land oder in Nachbarländern, die meist eben-
falls arm sind. Damit erreichte die Zahl von auf der Flucht befindlichen Men-
schen einen traurigen Rekord. Nur jeder siebte von ihnen schaffe es in die rei-
chen Länder der Welt zu fliehen.7 Weltweit sind die Hauptursachen von Flucht 
Krieg und Gewalt, Perspektivlosigkeit und Armut, Diskriminierung und Ver-
folgung, Rohstoffhandel und Landraub, Umweltzerstörung und Klimawandel. 
Diese Ursachen sind oft miteinander verknüpft und hängen nicht zuletzt damit 
zusammen, dass die Kluft zwischen Armut und Reichtum weltweit zunimmt. 
Eine Befragung von IAB-BAMF-SOEP (BAMF 2016) stellt bei den seit 2013 in 
Deutschland Angekommenen Angst vor Gewalt, Krieg und Verfolgung als die 
wichtigsten Fluchtursachen fest. Die davon Betroffenen nähmen hohe Risiken 
und hohe Kosten auf sich, um ihr Heimatland zu verlassen und eine sichere 
Bleibe zu finden. Es gibt inzwischen ausführliche Schilderungen zu den Strapa-
zen, Gefahren und traumatischen Erfahrungen, die geflüchtete Menschen hin-
ter sich haben, ehe sie beispielsweise 2015 über die Balkanroute (Kermani 2016) 
oder über Nordafrika und das Mittelmeer (Kingsley 2016) in Europa ankom-
men. „An das Leid gewöhnt man sich nie“ – so der Titel der Aufzeichnungen 
von Pietro Bartolo (2017), eines italienischen Arztes, der in ergreifenden Wor-
ten schildert, in welchem Zustand sich die überlebenden Menschen befinden, 

                                                                                 

7 Siehe dazu: „Niemand wird freiwillig zum Flüchtling“, Frankfurter Rundschau vom 
20.6.2018, S. 4. 
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die mit überfüllten Booten über das Mittelmeer gekommen sind und die er am 
Strand von Lampedusa behandelt. 

Seit Anfang 2017 werden in der offiziellen Asylgesuchstatistik des BAMF 
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) alle ankommenden Flüchtlinge und 
Asylsuchenden erfasst, auch diejenigen, die noch keinen Asylantrag gestellt ha-
ben. Bekanntlich liegen zwischen dem Zeitpunkt der Ankunft und der Auskunft 
zur Asylantragstellung wegen der begrenzten Arbeitskapazität des BAMF meist 
mehrere Monate. Seit 2015 hat sich die Bearbeitungszeit von durchschnittlich 
5,2 Monaten (2015) sogar auf 10,7 Monate im Jahr 2017 verlängert, was für die 
betroffenen Menschen eine lange Zeit der Unsicherheit und des Bangens be-
deutet.8 Im Einzelfall kann die Wartezeit, bis ein Flüchtling erfährt, welcher Sta-
tus ihm zugewiesen wird, jedoch wesentlich länger – oft auch mehrere Jahre –
dauern. Außerdem hat dies zur Folge, dass sich die Zahlen der ankommenden 
Flüchtlinge und der Asylgesuche zeitversetzt entwickelt haben: So erreichte 2015 
mit ca. 900.000 Flüchtlingen die Zuwanderung nach Deutschland einen Höchst-
stand, hinsichtlich der Asylanträge war mit 745.545 jedoch 2016 das Rekord-
jahr, wobei sich aber die Zahl der ankommenden Flüchtlinge 2016 lediglich auf 
ca. 280.000 belief (BAMF 2017). Damit ist die Zahl der um Aufnahme ansu-
chenden geflüchteten Menschen 2016 gegenüber 2015 um ein Mehrfaches ge-
sunken; für 2017 liegt sie mit 186.000 Asylsuchenden noch niedriger (BAMF 
2018), was eindeutig auf die Sperrung der Balkanroute und das Abkommen mit 
der Türkei zurückzuführen ist.9 Leicht bestimmen lässt sich also die Zahl der 
jeweils neu zugewanderten Flüchtlinge; hinter den Zahlen zu Asylentscheidun-
gen und der daraus resultierenden Zuordnung zu den verschiedenen Gruppen 
mit unterschiedlichem Schutzstatus verbirgt sich infolge der Bearbeitungszeiten 
hingegen immer ein komplexer Mix aus Altfällen und neu Hinzugekommenen.  

Woher kommen nun die Flüchtlinge zu uns? In den letzten Jahren variieren 
die Herkunftsländer nur geringfügig: So stammten 2017 wie auch 2016 die meis-
ten Flüchtlinge aus Syrien, Irak, Afghanistan und Eritrea, aber auch die Türkei 
und die Russische Föderation sind unter den zehn am meisten genannten Her-
kunftsländern (BAMF 2017 und 2018).10 Insgesamt lebten Ende 2016 ca. 1,5 Mil-
lionen Geflüchtete in Deutschland, wobei sich die Zahl der (noch) nicht Aner-
kannten, Geduldeten und Asylsuchenden auf 725.000 belief, während für etwa 
824.000 bereits eine Entscheidung gefällt worden war. Hinter all den Zahlen 

                                                                                 

8 Siehe dazu: www.tagesschau.de/inland/asylverfahren-125.html, zuletzt abgerufen am 
12.10.2018. 

9 www.tagesschau.de/inland/asylsuchende-statistik-101.html, zuletzt abgerufen 12.10.2018. 
10 2016 kamen die meisten Flüchtlinge aus Syrien, Afghanistan, Irak, Iran, Eritrea, Albanien, 

Pakistan, Nigeria und der Russischen Föderation. 2017 folgten auf Menschen aus Syrien 
solche aus Irak, Afghanistan, Eritrea, Iran, Nigeria, Türkei und Somalia (BAMF 2017 und 
2018).  

http://www.tagesschau.de/inland/asylverfahren-125.html
http://www.tagesschau.de/inland/asylsuchende-statistik-101.html
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verbergen sich Menschen mit individuellen Schicksalen, für deren Bleibeper-
spektive letztlich die Asylentscheidung ausschlaggebend ist. Nach Auskunft der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (Deutscher 
Bundestag 2017a) sahen die Entscheidungen zum Stichtag 30.6.2017 im Einzel-
nen wie folgt aus: Im Ausländerzentralregister waren 40.537 Menschen mit 
einer Asylberechtigung registriert; nach den Hauptherkunftsländern verteilten 
sich diese vorwiegend auf Asylberechtigte aus der Türkei, aus Syrien und aus 
dem Irak. Unter den Flüchtlingsschutz nach der GFK fielen 546.533 Personen; 
hierbei waren die Hauptherkunftsländer Syrien, Irak und Afghanistan. Des Wei-
teren erhielten 151.914 Menschen aus ebendiesen Ländern subsidiären Schutz 
(§25 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes). Abschiebungsverbote (nach §25 Abs. 3 des 
Aufenthaltsgesetzes) wurden für 54.104 Personen erlassen, wiederum vorwie-
gend Menschen aus Afghanistan, Syrien, aber auch aus Somalia. Mit einer Dul-
dung waren 5.261 Personen verzeichnet, darunter auch Geflüchtete aus Serbien, 
dem Kosovo und Albanien. 

Dabei fällt auf, dass die Zahl der Asylberechtigten eher gering ausfällt, da 
nur wenige Geflüchtete das Nadelöhr der individuell nachzuweisenden politi-
schen Verfolgung „passieren“. Nimmt man die Entscheidungen hinsichtlich vol-
lem Flüchtlingsschutz, subsidiärem Schutz und Abschiebeverbot, so zeichnet sich 
im Vergleich zwischen 2015 und 2016 eine zunehmend restriktivere Entschei-
dungspraxis ab, obwohl sich die Situation in den Herkunftsländern zwischen-
zeitlich nicht verändert hat (Deutscher Bundestag 2017b, S. 4 und 6): 

 So erhielten Menschen aus Syrien 2015 zu 94,7 % vollen Flüchtlingsschutz 
(GFK); 2016 waren es dann nur noch 56,2 %; stattdessen fielen jetzt 41,2 % 
unter subsidiären Schutz.  

 Personen aus dem Irak waren 2015 zu 85,5 % mit vollem Schutz vertreten; 
2016 fielen die Entscheidungen restriktiver aus: Lediglich 53,3 % wurde 
Schutz nach GFK zugeteilt, dagegen 15,9 % subsidiärer Schutz, in 22,8 % der 
Fälle erfolgten Ablehnungen. 

 Im Falle von Afghanistan lauten die Entscheidungen wie folgt: 2015 beka-
men 27,8 % vollen Flüchtlingsschutz, 5,4 % subsidiären Schutz, 13,6 % Ab-
schiebungsschutz; 2016 fielen lediglich 20,1 % unter vollen und 8,6 % unter 
subsidiären Schutz, 27,0 % erhielten Abschiebungsschutz und 39,4 % Ab-
lehnungen.11  

Eine gute Bleibeperspektive haben vor allem Menschen aus Syrien, Irak und 
Eritrea; letztere tauchen bei den bisher genannten Zahlen nicht auf, weil sie 

                                                                                 

11 Die Asyl-Quote (Art. 16a GG) wird nicht aufgeführt, da sie mit einer Ausnahme (2015: 
Asylberechtigte aus Syrien 1,1 %) immer unter 1 % liegt. 
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zahlenmäßig wesentlich geringer vertreten sind. Laut einer Zählung des UNHCR 
waren seit Beginn des Bürgerkrieges in Syrien 2015 bereits über 4 Millionen 
Menschen außer Landes geflohen, vorwiegend in die Nachbarländer Libanon, 
Jordanien, Ägypten und Türkei (UNHCR 2015); von all diesen Syrerinnen und 
Syrern hätte vor 2011 niemand geahnt, dass er oder sie bald schon den Heimat-
ort verlassen würde. Warum Menschen aus Syrien und Afghanistan fliehen und 
dass weite Teile des Irak höchst unsicher sind, dürfte allgemein bekannt sein. 
Weniger zur Sprache kommt, dass Eritrea nicht nur ein Land mit einer brutalen 
Diktatur ist, sondern auch wegen des unbegrenzten Militärdienstes einen ho-
hen Flüchtlingsdruck verursacht.  

Die Schutzquote ist zwar insgesamt seit 2007 ständig gestiegen und betrug 
2016 bezogen auf alle Schutzsuchenden 62,4 % (im Vergleich beispielsweise zu 
2007: 27 %), hinsichtlich der drei zahlenmäßig am stärksten vertretenen Her-
kunftsgruppen aber im Vergleich zu 2015 wieder gesunken (BAMF 2017). Gleich-
zeitig ist die Zahl der Abschiebungen gestiegen, vor allem in die Westbalkan-
staaten, die 2015 zu sicheren Herkunftsländern erklärt wurden. Höchst umstrit-
ten sind dabei Abschiebungen in Länder wie etwa Afghanistan, die keineswegs 
als sicher gelten dürften. 

Was die demografische Zusammensetzung der ankommenden Flüchtlinge 
betrifft, so fällt beispielsweise das Ungleichgewicht bei der geschlechtermäßigen 
Aufteilung auf: Fast durchgängig über alle Altersgruppen hinweg sind unter 
ihnen deutlich mehr Männer als Frauen. Dabei überwiegen in der Altersgruppe 
unterhalb von elf Jahren zwar auch schon etwas die Jungen, der Anteil der 
männlichen Flüchtlinge steigt aber in den Altersgruppen danach erheblich an, 
und zwar auf 80 % bei den 16- bis 18-Jährigen und 76 % bei den 18- bis 25-
Jährigen, um dann bei Menschen im höheren Alter, beispielsweise bei 45- bis 
50-Jährigen auf 61 % zu sinken. In den Altersgruppen zwischen 50 und 60 fällt 
das Geschlechterverhältnis schon etwas ausgeglichener aus (bei 50- bis 55-
Jährigen: 57,1 zu 42,9 und bei den 55- bis 60-Jährigen: 54,5 zu 45,5 %) – bei den 
Flüchtlingen ab 65 kippt das Verhältnis dann sogar zugunsten von Frauen auf 
54,2 % zu 45,8 % (BAMF 2017). Dennoch ist mehr als ein Drittel der Schutzsu-
chenden weiblich. Ca. 36 % der Flüchtlinge sind minderjährig; darunter befin-
den sich auch zahlreiche Kinder unter zwölf Jahren. Viele der Männer sind 
Familienväter, die den gefährlichen Fluchtweg in der Hoffnung auf sich neh-
men, später die Familie auf sicheren Wegen nachzuholen. 

Wie viele dieser Neuankömmlinge letztlich in Deutschland bleiben werden, 
hängt nicht nur von der Entwicklung in ihren Herkunftsländern ab, sondern 
auch davon, ob es diesen Menschen gelingt, hier eine Lebensperspektive jenseits 
von Armut zu finden.  
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3 Was bringen die Flüchtlinge mit? Welche Erwartungen und 
Hoffnungen haben sie? 

Kahraman (mit ihrer Tochter), 20 Jahre, aus Syrien (Maxwill/Pfeifer/Wellershoff o.J.) 

„Die Situation in Syrien war grauenvoll, ich hatte immer Angst. Deshalb wünsche ich mir 

nichts mehr als Sicherheit und Ruhe, und langsam werde ich hier in Deutschland auch 

ruhiger. Meine kleine Tochter soll in einem sicheren Land aufwachsen. Wenn Syrien ei-

nes Tages wieder sicher ist, möchte ich dorthin zurück.“ 

Hiol, 27 Jahre, aus Kamerun  

„Toll wäre, wenn Deutschland mir die Chance gäbe, das zu machen, was ich zu Hause 

gelernt habe. Ich bin Wirtschaftswissenschaftler und habe als Forscher an der Universi-

tät in Douala gearbeitet.“ 

Maryam (mit ihrer Tochter), 31 Jahre, aus Afghanistan 

„Ich hoffe, dass in Deutschland meine lebenslange Flucht zu Ende ist! Frauen sind in der 

afghanischen Gesellschaft unsichtbar. Das möchte ich für mich und mein Leben ändern.“ 

Flüchtlinge sind Menschen – Kinder, Jugendliche und Erwachsene –, die alle aus 
einem uns mehr oder weniger fremden Land kommen und eine ganz individu-
elle Lebensgeschichte zu erzählen haben. Sie haben Verfolgung, Krieg, Gewalt 
und eine gefahrvolle Flucht hinter sich und vielfältige Verluste, meist sogar un-
sägliches Leid erfahren. Diese Menschen erhoffen sich bei uns ein Leben in Si-
cherheit und Frieden, sie suchen bei uns Schutz für eine gewisse Zeit oder auch 
für immer. Es sind neben vielen Alleinstehenden auch Familien, die für sich ein 
besseres Leben jenseits von Hunger, Armut und Not erwarten, vor allem für die 
Kinder. Als Flüchtlinge kommen sie zunächst meist mit leeren Händen, aber 
mit viel Hoffnung, Durchhaltevermögen und der Bereitschaft, so bald wie mög-
lich aus eigener Kraft ihr Leben in die Hand zu nehmen und für sich selbst und 
ihre Familien zu sorgen. Das ist für all diejenigen, die beruflich oder ehrenamt-
lich mit geflüchteten Menschen zu tun haben, keine neue Erkenntnis, aber sie 
wird nun durch entsprechende Auskünfte bestätigt, die Befragungen mit Flücht-
lingen ergeben haben (IAB-BAMF-SOEP 2016 und SVR-Forschungsbereich 2017). 
Ob es diesen Menschen gelingen wird, ihr Ziel zu erreichen, hängt von ver-
schiedenen Faktoren ab: von den Rahmen- und Förderbedingungen, die ihnen 
im Aufnahmeland geboten werden, von den mitgebrachten persönlichen Vo-
raussetzungen der geflüchteten Menschen, aber nicht zuletzt auch von ihrer 
Möglichkeit, die Sprache zu erlernen und gegebenenfalls die nötigen zusätzli-
chen Qualifikationen zu erwerben. Genauso wichtig ist aber auch die Bereit-
schaft der aufnehmenden Gesellschaft, die Neuankömmlinge zu integrieren. Dies 
setzt – neben einem grundsätzlichen Verständnis für die Situation dieser Men-
schen – persönliche Offenheit für direkte Kontaktaufnahmen voraus. Von Sei-
ten der interviewten Geflüchteten wird jedenfalls betont, wie sehr sie sich Kon-
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takte zur einheimischen Bevölkerung und eine Auseinandersetzung auf Augen-
höhe wünschen (SVR-Forschungsbereich 2017). 

Für eine zügige Integration spielt natürlich auch die mitgebrachte Schulaus-
bildung und berufliche Qualifikation eine wichtige Rolle. Das BAMF führt bei 
allen Asylantragstellenden regelmäßige Erhebungen zu Sozialstruktur, Qualifi-
kationsniveau und bisheriger Berufstätigkeit durch. Dabei bestätigte sich auch 
für 2017, dass die Mehrzahl (57 %) der volljährigen Asylbewerber_innen im Al-
ter zwischen 18 und 29 Jahren war, die Hälfte ledig, und dass sie zu zwei Drit-
teln männlich waren. Die Verteilung auf einzelne Schultypen zeigt, dass in etwa 
die Hälfte eine Grund- oder Mittelschule und ein Fünftel ein Gymnasium be-
sucht hat; über keine Schulbildung verfügten 10 % (häufiger Frauen als Män-
ner), 17 % hatten eine Hochschulausbildung. Bezogen auf die zehn Haupther-
kunftsländer haben Geflüchtete aus dem Iran den vergleichsweise höchsten, aus 
Somalia den geringsten Bildungsstand (BAMF-Kurzanalyse 03/2017 und 03/2018).  

Was die im Herkunftsland ausgeübte Berufstätigkeit betrifft, so sind 15 % 
als Handwerker tätig gewesen, danach folgen Beschäftigte im Dienstleistungs-
bereich und in unterschiedlichen Hilfstätigkeiten; Frauen haben deutlich selte-
ner in diesen Bereichen gearbeitet, sondern häufiger als Lehrerinnen. Die höchste 
Bildungsstufe weisen Ingenieure, Lehrer_innen und Personen in medizinischen 
Berufen auf; über die niedrigste formale Bildung verfügen Arbeiter in der 
Landwirtschaft, Hilfskräfte und im Baugewerbe Beschäftigte. Laut BAMF-Kurz-
analyse (2018) für die erste Hälfte des Jahres 2017 ist etwa ein Drittel der voll-
jährigen Asylantragstellenden zuletzt keiner bezahlten Tätigkeit nachgegangen. 

Die Allgemeinbildung ist also sehr heterogen. Wir treffen bei einer eher ge-
ringen Zahl von Geflüchteten mit Berufs- und Hochschulabschlüssen allerdings 
auf hohe Bildungsaspirationen: Rund zwei Drittel wollen in Deutschland einen 
Schulabschluss nachholen oder eine berufliche Ausbildung machen (SVR-For-
schungsbereich 2017). Deutlich wird in der Befragung, dass die meisten Flücht-
linge arbeiten und so schnell wie möglich von Sozialleistungen unabhängig 
werden wollen. Zwar stehen ihre Arbeitsmarktintegration und die Integration 
ins Bildungssystem derzeit noch am Anfang, und die bisherige Erfahrung zeigt, 
dass dafür – ebenso wie für den Spracherwerb – genügend Zeit veranschlagt 
werden muss. Aber die Perspektiven seien insgesamt, so das BAMF, nicht 
schlecht, vor allem falle hierfür das niedrige Durchschnittsalter der geflüchteten 
Menschen ins Gewicht. Zu diesem Resümee kommt jedenfalls das Amt in einer 
seiner regelmäßigen Kurzanalysen: „Vor dem Hintergrund ihres geringen durch-
schnittlichen Alters und ihrer hohen Bildungs- und Erwerbsaspirationen beste-
hen hohe Potenziale für die Integration in das Bildungssystem und in den Ar-
beitsmarkt. Auch wenn diese Integration erst am Anfang steht, kann künftig 
mit Fortschritten gerechnet werden“ (BAMF Kurzanalyse 05/2016, S. 17). 

Für den Prozess der Integration zählen jedoch nicht nur die formalen und be-
ruflichen Qualifikationen: Beinahe tagtäglich haben sich uns 2015 und 2016 Bil-
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der über die mühsamen Fluchtwege (z. B. über den Balkan)12 und die lebensge-
fährlichen Durchquerungen der nordafrikanischen Wüsten sowie die abenteuer-
lichen Bootsfahrten über das Mittelmeer aus Presse und Fernsehen eingeprägt. Es 
ist längst klar, dass zur Überwindung all dieser Hindernisse nicht nur eine große 
Portion Glück, sondern auch ein gehöriges Maß an seelischer und körperlicher 
Widerstandskraft, Durchhaltefähigkeit und Überlebenswillen gehört. Bezogen auf 
junge männliche Flüchtlinge aus Nordafrika hat Louis-Henri Seukwa (2007) diese 
Eigenschaften als den „Habitus der Überlebenskunst“ bezeichnet. Er meint damit 
die Fähigkeit, Überlebensstrategien zu entfalten, mit denen man in der Lage ist, 
selbst bei widrigsten Rahmenbedingungen einen Ausweg zu finden.  

Eine weitere Frage, die die Aufnahmegesellschaft beschäftigt, ist die nach 
den Mentalitäten der Zugewanderten, kurz, inwieweit durch die Aufnahme der 
geflüchteten Menschen das geistige Klima in der Bundesrepublik beeinflusst 
wird. In der Diskussion darüber spielt nicht zuletzt die Religionszugehörigkeit 
eine Rolle. In der Tat geben etwa 75 % den Islam als ihre Religion an und haben 
wir derzeit eine mehrheitliche Zuwanderung aus dem islamischen Kulturkreis 
(Fowid 2016).13 Aber letzten Endes zählen für das Zusammenleben verschiede-
ner Gruppen weniger die Religionszugehörigkeit als die Einstellungen zu ge-
sellschaftlich relevanten Fragen. Die von IAB-BAMF-SOEP (2017) gemeinsam 
durchgeführte Befragung kam diesbezüglich zu interessanten Ergebnissen: Die 
Studie stellt bei den Wertvorstellungen der Flüchtlinge höhere Gemeinsamkei-
ten mit der Mehrheit der deutschen Bevölkerung als mit der Mehrheitsbevölke-
rung ihrer Herkunftsländer fest. Dies gilt beispielsweise für politische Einstel-
lungen: So votierten die Flüchtlinge mehrheitlich für die Demokratie, lediglich 
ein Fünftel unterstützte die Idee eines starken Führers; die große Mehrheit war 
für freie Wahlen, gleiche Rechte für Frauen und Männer und die Einhaltung 
der Menschenrechte. 86 % fanden es für Frauen wichtig, eine Arbeit zu haben, 
um unabhängig zu sein. 81 % waren dafür, die Reichen zu besteuern und die 
Armen zu unterstützen. Lediglich 13 % waren der Meinung, dass geistige Füh-
rer die Gesetze auslegen sollten. 

Zu den geflüchteten Frauen gibt es eine eigene Kurzanalyse des BAMF 
(2017a). Zwischen 2012 und 2016 haben 500.000 Frauen und Mädchen in 

                                                                                 

12 Für die Flüchtlinge, die aus Afghanistan, dem Irak und Iran kommen, bildete die Balkan-
route den letzten Abschnitt ihrer Flucht, dem schon andere mühsame Teile der Flucht 
vorausgegangen waren; ebenso stellt die Überfahrt über das Mittelmeer nur eine Etappe 
in einem wesentlich längeren und mühsamen Fluchtweg dar, der teilweise durch die Sub-
sahara-Staaten, die Wüsten und durch das immer noch vom Bürgerkrieg gekennzeichne-
te Libyen führt.  

13 12,2 % gaben eine christliche Religion an, 5,9 % waren Yeziden, eine verschwindend ge-
ringe Zahl Hindus (0,6 %), lediglich 1,3 % definierten sich als konfessionslos und 4,1 % 
waren Sonstige (Fowid 2016). 
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Deutschland Schutz gesucht: Sie sind überwiegend jüngeren Alters, stammen 
aus Syrien, Afghanistan und dem Irak und leben hauptsächlich im Familien-
verband. Weibliche Flüchtlinge sind dieser Umfrage zufolge sehr motiviert, an 
der deutschen Gesellschaft zu partizipieren, auch wenn sie schlechtere Voraus-
setzungen dafür mitbringen: Sie verfügen in den meisten Fällen über geringere 
Bildungsqualifikationen, ihnen fehlt häufiger als Männern eine Schul- und Be-
rufsbildung und sie haben deutlich weniger Erfahrungen mit bezahlter Erwerbs-
arbeit. Geflüchtete Frauen besuchen seltener und später Integrations- und Sprach-
kurse, schätzen ihre Sprachkenntnisse schlechter ein; sie müssen also höhere 
Zugangsbarrieren überwinden. Gelingt ihnen aber der Einstieg, sind die Erfolgs-
aussichten vergleichbar mit denen der Männer. Die Erwerbsbeteiligung von 
geflüchteten Frauen ist allerdings deutlich geringer als die der Männer (und 
nota bene der deutschen Frauen); sie sind hauptsächlich im Reinigungs- und 
Gastgewerbe, in Teilzeit und geringfügigen Beschäftigungen tätig. Allerdings 
wünscht sich eine deutliche Mehrheit dieser Frauen eine Erwerbsbeteiligung. 

Voraussetzung für eine gelingende Integration und ein wechselseitiges Mit-
einander ist aber eine Sicht auf diese Menschen, die sie nicht nur als Leistungs-
empfänger_innen, sondern auch und vor allem als Individuen mit ihren je 
eigenen Hoffnungen und Erwartungen, mit ihren Fähigkeiten und Ressourcen 
wahrnimmt, als Mitbürger_innen, die hier bei uns einen Neuanfang suchen. An 
ihnen liegt es dann wiederum, die mitgebrachten Kompetenzen an die hier vor-
gefundenen Lebensbedingungen anzupassen, sie also transnational zu überset-
zen (Seukwa 2007).  

4 Wie leben geflüchtete Menschen bei uns? 

Es gibt kaum verlässliche Erkenntnisse zu den materiellen und immateriellen 
Existenzbedingungen, unter denen geflüchtete Menschen bei uns leben. Eine 
Studie im Auftrag der RBS (Robert Bosch Stiftung) und des SVR (Sachverstän-
digenrat Migration und Integration) zum Forschungsstand mit dem Titel „Was 
wir über Flüchtlinge (nicht) wissen“ (SVR-Forschungsbereich 2016) kommt zu 
dem Fazit: „Es mangelt vor allem an einem belastbaren quantitativen Gesamt-
überblick zur Lebens- und Integrationssituation, der zudem eine Unterschei-
dung zwischen Flüchtlingsgruppen sowie einen Vergleich zu anderen Zuwan-
derergruppen und zur Bevölkerung ohne Migrationshintergrund ermöglicht“ 
(SVR-Forschungsbereich 2016, S. 86). Auch hier gilt: Flüchtling ist nicht gleich 
Flüchtling. Die Lebensbedingungen ändern sich mit der Zeit des Aufenthalts, 
dem Aufenthaltsstatus, der Familiensituation, den jeweils konkreten Umstän-
den vor Ort.  

Worüber wir aber Bescheid wissen, sind die allgemeinen gesetzlichen Rah-
menbedingungen und die dadurch bedingten Vorgaben, innerhalb derer sich 
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die Lebenssituationen im Einzelnen bewegen. Diese Vorgaben haben sich seit 
2015 verschiedentlich geändert, so etwa durch das Asylpaket I (2015), das Asyl-
paket II (2016) und das Integrationsgesetz von 2016. Dabei zeichnet sich ein 
deutlicher Kurswechsel ab: Während die Politik in den Jahren zuvor bis zum 
Zeitpunkt der Anerkennung eines Flüchtlingsschutzes eine deutliche Integrati-
onsverweigerungsstrategie verfolgte, deutet sich nun eine Öffnung für frühzei-
tigere Integrationsmaßnahmen ab. Dieser Gesinnungswandel ist wohl nicht zu-
letzt darauf zurückzuführen, dass man – mit Blick auf die demografische Ent-
wicklung – die geflüchteten Menschen als „willkommenes“ Potenzial für den 
Arbeitsmarkt und die dortigen Lücken ansieht. Bei der Handhabung von Integ-
rationsmaßnahmen wird allerdings zwischen Flüchtlingen mit guter, mittlerer 
und schlechter Bleibeperspektive unterschieden. Eine gute Bleibeperspektive wird 
bei Menschen unterstellt, die aus Herkunftsländern mit einer hohen Schutz-
quote kommen, also aus Ländern, bei denen mehr als 50 % eine Anerkennung 
als Asylberechtigte oder als Genfer Konventionsflüchtlinge bekommen (BAMF 
o. J.). Demzufolge sollen beispielsweise geflüchtete Menschen aus Syrien, Irak, 
Iran, Eritrea und Somalia so früh wie möglich in den Arbeitsmarkt integriert 
und ihnen auch vorrangig eine Teilnahme an Sprach- und Integrationskursen 
ermöglicht werden. Geflüchtete Menschen mit schlechter oder mittlerer Bleibe-
perspektive bekommen erst später oder gar keinen Zugang zu solchen Leistun-
gen, z. B. Personen aus den mittlerweile zu sicheren Herkunftsstaaten deklarier-
ten westlichen Balkanstaaten. Die zuletzt erwähnte Gruppe ist zudem während 
ihres ganzen Verfahrens dazu verpflichtet, in Erstaufnahmeunterkünften zu ver-
bleiben. 

Einen Versuch, die Lebensbedingungen anhand gesetzlicher Vorgaben zu 
skizzieren, unternimmt Harald Löhlein (2016) in seinem Beitrag zum Armuts-
bericht des DPWV (Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband). Dabei geht er 
der Fragestellung nach, inwieweit Asylsuchende, Geduldete, aber auch anerkann-
te Flüchtlinge in Deutschland von Armut betroffen sind bzw. inwieweit ihnen 
eine eigenständige Lebensführung ohne Armut gelingt. Den Referenzrahmen 
bilden dafür die Maßstäbe, d. h. die Armutsschwellen, die für die Aufnahmege-
sellschaft gelten. Ausschlaggebend für die Einschätzung der Lebenssituation sind 
die üblicherweise zugrunde gelegten Dimensionen wie Einkommen, Arbeit, Bil-
dung, Wohnen, Gesundheit und soziale Teilhabe. 

Einkommen und Wohnen 

Flüchtlingen stehen zunächst Leistungen nach dem Asylbewerber-Leistungsge-
setz (AsylbLG) zu, die nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts (18. 
Juli 2012) in der Höhe dem Hartz-IV-Niveau entsprechen müssen. Haben ge-
flüchtete Menschen ihr Anerkennungsverfahren mit positivem Bescheid durch-
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laufen, beziehen sie Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII, solange sie 
nicht durch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder einer Ausbildung eige-
nes Einkommen erzielen. Allerdings ist während des bis zu sechs Monate vor-
gesehenen Aufenthalts in Erstaufnahmeeinrichtungen eine teilweise Gewährung 
in Sachleistungen vorgesehen. Danach werden geflüchtete Menschen einer Kom-
mune zugeteilt und dort meist in Übergangswohnheimen untergebracht. In die-
sen Sammelunterkünften sollen sie verbleiben, solange sie Sozialleistungen be-
ziehen; sobald sie in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt selbst zu bestreiten, 
ist ihnen der Umzug in eine private Wohnung gestattet. In Anbetracht fehlen-
der Sozialwohnungen dürften die Schwierigkeiten, auf dem freien Wohnungs-
markt unterzukommen, für geflüchtete Menschen jedoch erheblich sein. 

Aktuell wird allerdings vom Bundesinnenministerium eine neue Unterbrin-
gungsform in sogenannten Ankerzentren (Ankunfts-, Entscheidungs- und Rück-
führzentren) diskutiert. Gedacht ist dabei an Massenunterkünfte mit bis zu 1.500 
Personen, womit eine Abkehr vom mittlerweile bewährten Konzept einer mög-
lichst dezentralen Unterbringung eingeleitet würde. Alle neu ankommenden 
Flüchtlinge sollen demzufolge bis zum Abschluss ihres Verfahrens (bis zu 18 
Monate und länger) in derartigen Zentren untergebracht werden, in denen alle 
für das Asylverfahren zuständigen Behörden vertreten wären. Abgelehnte Flücht-
linge würden, so der Plan, von dort aus direkt abgeschoben.  

Gegen diese Unterbringungsform werden von wissenschaftlicher Seite (z. B. 
Schiffauer 2018a und b), aber auch aus der Praxis heftige Bedenken vorgebracht 
(Offener Brief vom 25.5.2018, Stellungnahme des AWO-Bundesverbandes). Vor 
allem wird kritisiert, dass die Betroffenen dort von der Umwelt weitgehend ab-
geschnitten wären und dass eine unabhängige Verfahrensberatung nicht ge-
währleistet sei. Was als Maßnahme zur Beschleunigung von Asylverfahren aus-
gegeben werde, solle in Wirklichkeit der Abschreckung dienen und sei einem 
klassischen Sicherheitsdenken geschuldet, mit dem aber genau das Gegenteil 
produziert werde: Derartige Unterbringungsformen seien nämlich für die Be-
troffenen extrem stresserzeugend, was die Gefahr von verschärften Konflikten 
in den Lagern erhöhe und damit auch zunehmende Ablehnung in der Bevölke-
rung auslösen würde. Außerdem hätten solche Ankerzentren eine deutliche Ab-
kehr von dem Prinzip möglichst rascher Integration zur Folge und würden die 
Betroffenen in ihren Rechten empfindlich beschneiden (Schiffauer 2018b). An 
den Bedürfnissen Geflüchteter orientiert ist dieses Vorhaben jedenfalls nicht. 

Gesundheitsleistungen 

Nach dem AsylbLG stehen Flüchtlingen nur eingeschränkte Gesundheitsleis-
tungen zu: Asylbewerber_innen sind nicht krankenversichert, sondern erhalten 
vom Sozialamt einen Krankenschein, der ihnen lediglich bei akuten Erkrankun-
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gen und Schmerzzuständen ärztliche Leistungen zubilligt. Seit dem 1. Novem-
ber 2015 wurde den Bundesländern zwar die Möglichkeit eingeräumt, mit den 
Gesetzlichen Krankenkassen (GKV) Vereinbarungen zu treffen, um von diesen 
Gesundheitskarten für Asylsuchende ausstellen zu lassen; dabei bliebe allerdings 
das eingeschränkte Leistungsspektrum bestehen. So werden beispielsweise Trau-
ma-Therapien nur nach aufwändigem Prüfverfahren gewährleistet; auch für psy-
chosoziale Beratung ist keine ausreichende Finanzierung vorgesehen. Löhlein 
(2016) weist überdies darauf hin, dass es zu wenig qualifizierte Therapeut_in-
nen für diesen Bereich gebe, und da die Kosten für Dolmetscher oder Sprach-
mittler von der GKV nicht übernommen würden, bestünden zudem nicht zu 
behebende Verständigungsprobleme. 

Arbeit und Ausbildung 

Im Integrationsgesetz (2016) ist erstmals – nicht zuletzt auf Intervention von 
Arbeitgeberseite hin – für junge Geflüchtete die Möglichkeit erleichtert worden, 
eine berufliche Ausbildung aufzunehmen. Für die Zeit der Ausbildungsdauer 
und für eine anschließende Erwerbstätigkeit von mindestens zwei Jahren gilt 
eine Aufenthaltsgarantie. Diese Regelung schafft eine wichtige Voraussetzung 
dafür, dass geflüchtete junge Menschen überhaupt eine Ausbildungsstelle be-
kommen. Gleichzeitig wurde der Zugang zum Arbeitsmarkt durch einen weit-
gehenden Wegfall von Arbeitsverbotsbestimmungen und vorübergehend auch 
der Vorrangprüfung14 erleichtert. De facto sind geflüchtete Menschen in der 
Regel nur geringfügig oder im Niedriglohnbereich beschäftigt. Selbst Flüchtlin-
gen mit im Herkunftsland erworbenen Qualifikationen gelingt meist nur ein 
Einstieg unterhalb ihrer beruflichen Qualifikationsstufe. Da generell die Nach-
frage nach gering qualifizierten Arbeitskräften sinkt, wäre ein ausreichendes 
Angebot an frühzeitigen Anpassungs-Qualifizierungen für diese Zielgruppe umso 
wichtiger. 

Bildung  

Es wurde bereits erwähnt, dass ein hoher Anteil von Flüchtlingen daran interes-
siert ist, sich – jenseits von Ausbildung und Arbeitsmarktintegration – schulisch 
weiterzuqualifizieren. Hier wird es darum gehen, quantitativ und qualitativ pass-

                                                                                 

14 Die Vorrangprüfung besagt, dass zunächst geprüft werden muss, ob es einen deutschen 
oder einen Mitbewerber aus einem EU-Land gibt, der gegebenenfalls mit Vorrang zu be-
schäftigen wäre. 



31 

genaue und vor allem berufsbegleitende Angebote zu schaffen. Nicht zuletzt 
sind es aber auch die Universitäten, die sich auf einen erhöhten Zugang von 
geflüchteten jungen Menschen einzustellen haben.15 

Mehr als ein Drittel der Asylsuchenden sind Kinder und Jugendliche im 
schulpflichtigen Alter. Dieser Umstand stellt natürlich eine nicht zu unterschät-
zende Herausforderung an das Bildungssystem dar – angefangen bei der Um-
setzung des Rechtsanspruchs auf einen Kita-Platz, der mit Zuweisung der Flücht-
lingsfamilie an die Kommunen greift, bis hin zur Beschulung der Kinder und 
Jugendlichen. De facto ist zwar bei Kindern aus geflüchteten Familien ein sehr 
seltener Kita-Besuch feststellbar. Manchmal liegt dies an den Vorbehalten der 
Eltern; es wäre aber auch erst ein entsprechender Ausbau der Anzahl von Kita-
plätzen erforderlich. Schule ist Ländersache, und in den meisten Bundesländern 
besteht mittlerweile auch Schulpflicht für Flüchtlingskinder. Allerdings gilt sie 
noch nicht während des Aufenthalts in einer Erstaufnahmeeinrichtung; in der 
Regel ist also ein Schulbesuch erst nach sechs Monaten möglich. Diese Frist ist 
als verlorene Zeit für die Einschulung der Kinder zu werten, wobei diese Rege-
lung im Übrigen auch nicht in Einklang mit der EU-Aufnahmerichtlinie (2013/
33/EU) steht.16 In manchen Bundesländern gibt es sogenannte Willkommens-
klassen zum Erlernen der Sprache, in anderen läuft der Spracherwerb parallel 
zur Integration in die regulären Schulklassen. Welche Form der Beschulung sich 
bewährt, wird man jenseits der Auseinandersetzung um Integrations- versus 
Inklusionsmodelle anhand der realen Entwicklung zu erörtern haben. Unbe-
stritten ist mit Blick auf die hohe Zahl der zu beschulenden Flüchtlingskinder in 
jedem Fall mehr Lehrpersonal erforderlich; darunter sollten sich auch genü-
gend Fachkräfte für Deutsch als Zweitsprache befinden. 

Familiennachzug  

Armut bedeutet u. a., keine soziale Perspektive zu haben und in sozialer Isolati-
on zu leben. Flucht reißt Familien leicht auseinander; auch infolge eines negati-
ven Asylbescheids können Familien getrennt werden. Viele Flüchtlinge geben 
an, mit der Flucht den Schutz ihrer Kinder beabsichtigt zu haben und mit ihr 
auch die Hoffnung auf eine bessere Existenzsicherung zu verbinden. Der Mög-
lichkeit der Familienzusammenführung kommt also aus Sicht der Betroffenen 
eine existenzielle Bedeutung zu. Dass der Anspruch darauf für subsidiär Ge-

                                                                                 

15 So qualifiziert beispielsweise die Universität Bielefeld in dem Projekt „Lehrkräfte Plus“ 
Geflüchtete, die in ihrer Heimat als Lehrer_innen gearbeitet haben, damit sie hier in 
Deutschland in ihrem früheren Beruf eingesetzt werden können: siehe FR vom 31.1.2018. 

16 Diese Richtlinie sieht einen Schulbesuch nach dreimonatigem Aufenthalt vor. 
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schützte und auch während des gesamten Asylverfahrens, welches sich in man-
chen Fällen über Jahre hinziehen kann, nicht gewährt wird, widerspricht dem 
im Grundgesetz verbürgten Schutz der Familie. Selbst im Falle der Anerken-
nung gelten zunächst Beschränkungen, so der Nachweis ausreichenden Wohn-
raums und ausreichenden Einkommens, jedenfalls wenn die Antragstellung in-
nerhalb der ersten drei Monate nach Abschluss eines positiv verlaufenen Asyl-
verfahrens erfolgt. Ohnehin geht es dabei lediglich um eine Zusammenführung 
der Kernfamilie, also um Ehepartner und nichtvolljährige Kinder sowie bei nicht-
volljährigen unbegleiteten Flüchtlingen um die Zusammenführung mit ihren 
Eltern. 

Soziale Teilhabe und Integration in die Gesellschaft 

Während der Zeit der Unterbringung in Erstaufnahmeeinrichtungen und Sam-
melunterkünften dürften sich soziale Teilhabe und Integration als schwierig er-
weisen. Inwiefern beides in der Zeit danach gelingt, ist sicherlich stark von ört-
lichen Voraussetzungen, von der Offenheit der geflüchteten Menschen für Kon-
takte, aber auch vom Engagement und der Bereitschaft der Bürgerschaft vor Ort 
abhängig. Erste Befragungen von Geflüchteten (SVR-Forschungsbereich 2017 
und IAB-BAMF-SOEP 2016) machen deutlich, dass auf Seiten der geflüchteten 
Menschen in der Regel ein großes Interesse daran besteht, jenseits von Alltags-
unterstützung auch Kontakte auf Augenhöhe zur einheimischen Bevölkerung 
aufzunehmen. Ein Teil der Befragten berichtet durchaus von gelungenen Bezie-
hungen zur deutschen Bevölkerung und zu anderen Migrant_innen, 10 % aller-
dings auch von häufigen, 36 % von gelegentlichen Diskriminierungserfahrun-
gen. Erkennbar wird in den angesprochenen Befragungen immer wieder Dank-
barkeit für jegliche Alltagsunterstützung sowohl durch Ehrenamtliche als auch 
durch Professionelle. 

Nach ihrer aktuellen Lebenssituation befragt (SVR-Forschungsbereich 2017), 
betonen volljährige Flüchtlinge, die in den letzten zwei Jahren vor der Befra-
gung nach Deutschland gekommen sind, vor allem, wie schwer zu ertragen die 
Unsicherheit während der laufenden Verfahren sei; bemängelt werden dabei 
besonders die bürokratische Undurchschaubarkeit und unzählige Barrieren. Be-
sonders zermürbend sei die oft über weite Strecken fehlende Information über 
den Stand der Entscheidungen im Asylverfahren. Eine geringe Aussicht auf ei-
nen längerfristigen Aufenthaltsstatus bremse im Übrigen die gesamten Aktivi-
täten. Auch die Wohnsituation in den Gemeinschaftsunterkünften wird häufig 
beklagt wegen des Lärms, der fehlenden Privatsphäre, der abgeschiedenen Lage, 
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der beengten Wohnverhältnisse und der dadurch häufig aufkommenden sozia-
len Konflikte. Allerdings sei dies auch eine Frage der Dauer des Aufenthalts in 
solchen Einrichtungen.17 Wenn Angehörige im Herkunftsland oder in einem 
Transitland verblieben sind, wirkt sich auch die Sorge um deren Schicksal emo-
tional sehr belastend aus. 

Die zentralen Themen, die Flüchtlinge beschäftigen, sind demzufolge der 
Aufenthaltsstatus, die Familiensituation und die Arbeitsmöglichkeiten. Asylsu-
chende aus Ländern mit geringer Bleibeperspektive seien, so die Befragten, 
frustriert, weil ihre Anträge nachrangig bearbeitet werden; Asylsuchende aus 
Albanien, Serbien und dem Kosovo müssten ja selbst bei subjektiv berechtigten 
Fluchtgründen mit einer Ablehnung rechnen.  

Fazit: Es bestehen zu Recht Befürchtungen, dass sich die zu erwartende 
Entwicklung der Lebenslage von Flüchtlingen auch auf die Armutszahlen in 
Deutschland auswirken wird. Es ist davon auszugehen, dass ein Großteil von 
ihnen nur in einer mittleren zeitlichen Perspektive in der Lage sein wird, den 
Lebensunterhalt unabhängig von Sozialleistungen zu bestreiten. Ansteigen wird 
auch die Gesamtzahl der armutsgefährdeten Kinder und Jugendlichen in Deutsch-
land, da geflüchtete Kinder und Jugendliche in hohem Maße von Armut betrof-
fen sein werden. Dass dieses Risiko enorm hoch sei, betont beispielsweise Eric 
Seils vom WSI (Wirtschaftswissenschaftlichen Institut Berlin) in seiner Kom-
mentierung des neuesten Kinderarmutsberichts seines Instituts: Kurzfristig kom-
me es natürlich vor allem darauf an, dass sich diese jungen Menschen in Si-
cherheit befänden. Längerfristig bestehe die gesellschaftliche Herausforderung 
darin, die Eltern von Flüchtlingskindern zu Löhnen und Bedingungen in Arbeit 
zu bringen, die der gesamten Familie ein Leben über der Armutsgrenze und ge-
sellschaftliche Teilhabe ermöglichen. Das gehe nur mit intensiver Qualifizie-
rung (Hans Böckler Stiftung 2017).18 Zweifellos besteht für viele Geflüchtete –
falls sie hier ihren dauerhaften Lebensmittelpunkt haben werden – auch die 

                                                                                 

17 Die im Integrationsgesetz von 2016 vorgesehene neue Wohnsitzauflage sieht vor, dass 
selbst anerkannte Flüchtlinge für drei Jahre ihren gewöhnlichen Wohnsitz in dem Bun-
desland nehmen müssen, in dem ihr Asylverfahren durchgeführt wurde. Außerdem kön-
nen die Behörden sie bestimmten Orten in diesem Bundesland zuweisen bzw. bestimmte 
Orte für die Wohnsitznahme ausschließen. 

18 Eric Seils, zitiert in der Pressemitteilung der Hans-Böckler-Stiftung vom 18.4.2017. In 
diesem Zusammenhang verweist Seils auch auf die hohen Armutsquoten von Familien 
aus dem Nahen und Mittleren Osten, die bereits vor einigen Jahren nach Deutschland ge-
flohen sind: „So haben 34 % der Familien mit Kindern, bei denen die Eltern aus dem Na-
hen und Mittleren Osten nach Deutschland kamen, nur ein Einkommen unterhalb der 
Armutsschwelle. Bei Familien aus Serbien und aus Afrika beträgt die Armutsquote sogar 
über 40 %.“ Das liege nicht nur an einer höheren Arbeitslosigkeit in Migrantenfamilien, 
erklärt Seils. Eingewanderte aus diesen Herkunftsregionen hätten auch häufiger als der 
Bevölkerungsdurchschnitt lediglich einen Minijob. 
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Gefahr der Altersarmut. Außerdem gilt es die spezifische Situation von beson-
ders schutzbedürftigen Geflüchteten zu beachten: Dabei ist besonders an allein-
erziehende Frauen, ältere und behinderte Menschen, unbegleitete Minderjähri-
ge und Traumatisierte zu denken. Gemäß der EU-Aufnahmerichtlinie von 2013 
(2013/33/EU), umzusetzen bis 2015, hätten die Bedarfssätze dieser besonders 
Schutzbedürftigen längst spezifisch festgelegt werden müssen.  

5 Wie reagieren die Aufnahmegesellschaft und die Politik 
auf die Zuwanderung von Geflüchteten? 

Geflüchtete Menschen treffen in Deutschland auf sehr unterschiedliche Hal-
tungen: einerseits auf eine seit 2015 sich offen manifestierende Willkommens-
kultur, andererseits aber auch auf deutlich ablehnende Reaktionen. Über das 
Spektrum der Einstellungen gibt eine repräsentative Befragung der Universität 
Bielefeld – im Auftrag der Mercator-Stiftung – detailliert Auskunft. Es handelt 
sich dabei um eine zweimalige Erhebung, wobei die erste Erhebungswelle 2013/14 
und die zweite um die Jahreswende 2015/16 durchgeführt wurde. In der zwei-
ten Befragungswelle wurden explizit auch Deutsche jeweils mit und ohne Mig-
rationshintergrund sowie schon länger in Deutschland lebende Zugewanderte 
befragt. Allerdings wurden zwischen den drei Bevölkerungsgruppen hinsicht-
lich ihrer allgemeinen Haltungen gegenüber Geflüchteten nur geringfügige Un-
terschiede festgestellt (Zick/Preuß 2016). 

Auffällig ist zunächst eine eher ambivalente Einstellung gegenüber den an-
kommenden Flüchtlingen: Eine Zweidrittel-Mehrheit der Befragten bekennt sich 
zum Recht auf Asyl und 72 % haben Verständnis dafür, dass geflüchtete Men-
schen bei uns eine bessere Zukunft für sich und ihre Familien suchen. Ebenfalls 
Zweidrittel akzeptieren die Unterbringung von Flüchtlingen in ihrer Nachbar-
schaft. Gleichzeitig lehnt jedoch jede_r Zweite ein Bleiberecht auf Dauer ab und 
ist der Meinung, dass Geflüchtete bei Besserung der Situation im Herkunftsland 
dorthin zurückkehren sollen. Ebenfalls jede_r Zweite sieht die Zukunft Deutsch-
lands durch die Aufnahme von geflüchteten Menschen bedroht, vor allem hin-
sichtlich einer zunehmenden Gefahr von Terrorismus. Jede_r Fünfte steht der 
Fluchtbewegung deutlich ablehnend gegenüber (Zick/Preuß 2016). Zu beachten 
ist allerdings, dass derartige Einstellungen einem häufigen Wechsel unterwor-
fen und stark vom Tagesgeschehen sowie von der Medienberichterstattung ab-
hängig sind. 

Obwohl nach wie vor viele Menschen ehrenamtlich tätig sind und sich für 
eine Willkommenskultur einsetzten, sei, so die Auswertung zwischen 2013/14 
und 2015/16 – also mit der massenhaften Ankunft von Flüchtlingen – der Zu-
spruch für eine solche Haltung gesunken (von 39,5 % auf 32,3 %). Während 
zum Jahreswechsel 2013/14 noch 47,2 % die mit der Zuwanderung verknüpfte 
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Vielfalt positiv bewerteten, fanden es 2015/2016 nur noch 43 % der deutschen 
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund als begrüßenswert, wenn sich immer 
mehr Migrant_innen in Deutschland zu Hause fühlten. Bei Deutschen mit ei-
ner Migrationsbiografie sprach sich allerdings fast jede_r Zweite für eine Will-
kommenskultur aus und plädierte für ein „offenes Heimatkonzept“ (Zick/Preuß 
2016). Alter und Geschlecht machten dabei keinen wesentlichen Unterschied, 
wohl aber der Bildungsgrad: Bei höherem Bildungsgrad zeichnete sich eine deut-
lich höhere Akzeptanz für die Aufnahme von geflüchteten Menschen ab. Insge-
samt wurde jedoch festgestellt, dass das Integrationskonzept in der Gesamtbe-
völkerung an Zuspruch verliere.  

Auch eine von Infratest dimap im September 2015 durchgeführte Befragung 
zeigt „eine erkennbare soziale Spaltung“. Während Deutsche mit Abitur oder 
wirtschaftlich Zufriedene eher positiv zur Zuwanderung stünden, überwiege bei 
Bürgerinnen und Bürgern mit Hauptschulabschluss und ökonomisch Unzu-
friedenen eine skeptische Haltung. Außerdem wurde in dieser Befragung eine 
regionale Teilung zwischen alten und neuen Bundesländern deutlich: „Ostdeut-
sche bewerten Migration und Flüchtlingszuzug durchweg kritischer als West-
deutsche“ (infratest dimap 2015, o. S.). 

Die Flüchtlingsfrage spielte auch bei den Bundestagswahlen vom September 
2017 eine nicht zu unterschätzende Rolle, wobei die Wahlprogramme der ein-
zelnen Parteien das breite Meinungsspektrum in der Bevölkerung widerspiegel-
ten: „Die Grünen-Anhänger nehmen im Einklang mit dem Kurs ihrer Partei 
eine sehr offene Haltung zu Migration ein. Demgegenüber äußern sich bereits 
die Anhänger der SPD wesentlich skeptischer zur Flüchtlingsaufnahme, noch 
deutlicher aber die Wähler der Union“ (infratest dimap 2015). Die FDP ist für 
eine klare Unterscheidung zwischen Asylsuchenden und Zugewanderten aus 
wirtschaftlichen Gründen und plädiert für ein Migrationsgesetz mit ausdiffe-
renzierten Anspruchsprofilen. Die Linke vertritt mit ihrer Position für offene 
Grenzen den einen Pol, während die AfD mit ihrer fremdenfeindlichen Mei-
nungsmache den Gegenpol bezieht. Unter dem Titel „Quo vadis Migrationspo-
litik?“ hat ein Team von Wissenschaftler_innen erstmals die Wahlprogramme 
der Parteien hinsichtlich ihrer Positionen zur Flüchtlingspolitik detailliert aus-
gewertet und gelangt zu folgendem Fazit:  

„Im Querschnitt der Wahlprogramme betrachtet, erscheint das Thema Migrations- 
und Flüchtlingspolitik wie ein Chamäleon der politischen Debatte, das sich der 
Parteicouleur anpasst. Geflüchtete und Migrantinnen werden als ökonomische Be-
reicherung, terroristische Gefahr oder auch humanitäre Verpflichtung in den unter-
schiedlichen Wahlprogrammen dargestellt. Zudem variieren die Schwerpunktset-
zungen immens: Mal sind die Geflüchteten das Problem, mal die deutsche 
Asylpolitik, mal der Mangel an Solidarität innerhalb der EU, mal der Klimawandel 
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und seine Folgen und mal der Abbau des Wohlfahrtsstaates und die Prekarisierung 
der Lebensverhältnisse“ (Freist-Held u. a. 2017, S. 32).  

Die Flüchtlingsdebatte gerate daher leicht zu einer Stellvertreterdebatte. „Ge-
mein ist dem Großteil der parteipolitischen Forderungen jedoch, dass Migrati-
on und Flucht nicht als Normalität begriffen werden und viele Forderungen an 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und politischen Realitäten vorbeigehen“ (ebd.). 
Und weiter lautet das Resümee, dass ein grundlegender Perspektivwechsel feh-
le, da Migration als Störfall angesehen und der Flüchtlingsschutz unter dem 
Vorwand sicherheitspolitischer Ziele abgebaut werde, eine nationale Sicht der 
Fluchtabwehr überwiege, statt eine globale Sicht auf aktuelle und zukünftige 
Herausforderungen einzunehmen.  

Aber letztlich zählen nicht so sehr die Wahlprogramme – Papier ist bekannt-
lich geduldig –, sondern welche Richtung sich tatsächlich in der realen Politik 
abzeichnet. Und hier zeigt sich – zeitlich bereits parallel zu der Grenzöffnung 
von 2015 – mit den Asylpaketen I und II eine zunehmend restriktivere Politik. 
Noch während im Herbst 2015 die vielen Flüchtlinge nach Deutschland kamen 
und öffentlich die Willkommenskultur gefeiert wurde, verhandelte die Regie-
rung im Einklang mit der EU mit der Türkei über den sogenannten Türkei-
Deal, der im März 2016 in Kraft trat. Damit wurde die Balkanroute praktisch 
geschlossen, nachdem zuvor schon einige Balkanländer ihre Grenzen dicht ge-
macht hatten. Bereits im September 2015 wurde im Kabinett das Asylpaket I 
verabschiedet, mit dem man die Balkanstaaten Albanien, Kosovo und Mon-
tenegro zu sicheren Herkunftsstaaten erklärte und damit geflüchteten Menschen 
aus diesen Ländern so gut wie keine Chance auf Anerkennung mehr einräumte. 
Die Unterbringung in Erstaufnahmeeinrichtungen wurde von drei auf sechs 
Monate verlängert, gleichzeitig die Möglichkeit geschaffen, in Sammelunterkünf-
ten zustehende Leistungen vorwiegend in Sachgütern zu vergeben. Gleichzeitig 
sollten aber auch durch den Einsatz zusätzlichen Personals eine Beschleunigung 
der Asylverfahren erreicht und die Integration von Asylbewerber_innen mit 
guter Bleibeperspektive durch Integrations- und Sprachkurse, Eingliederungs-
hilfen sowie frühzeitigen Zugang zu Berufspraktika gefördert werden. 

Bereits im März 2016 folgte dann das Asylpaket II, das weitere Regelungen 
zur Beschleunigung der Asylverfahren vorsieht und mit dem der Familiennach-
zug für subsidiär Schutzberechtigte für zwei Jahre ausgesetzt wurde, eine Rege-
lung, deren Abwandlung einen der Hauptstreitpunkte der Koalitionsverhandlun-
gen 2017/2018 bildete. Im September 2016 wurde dann das Integrationsgesetz 
verabschiedet, welches die Erlangung eines Daueraufenthaltsrechts erschwert. 
Des Weiteren wird für alle Flüchtlinge – also auch für anerkannte Asylbewerber 
und Schutzberechtigte – für die Dauer von drei Jahren eine Residenzpflicht 
vorgesehen, um so einen massenhaften Zuzug in Ballungsgebiete zu vermeiden. 
Allerdings wurde auch die Vorrangprüfung bei der Arbeitssuche von Asylbe-
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werber_innen und Geduldeten – in Gebieten mit niedriger Arbeitslosigkeit – für 
drei Jahre ausgesetzt, was für diese Personengruppe eine gewisse Erleichterung 
bringt.  

Parallel lief auf europäischer Ebene die Verständigung über vorübergehende 
Grenzkontrollen innerhalb des Schengen-Raums. Mit dem Einsatz von Frontex 
wurde schon seit einigen Jahren zunehmend eine Verschärfung der Kontrollen 
an den EU-Außengrenzen im Mittelmeerraum vorgenommen. Bereits mit der 
Einstellung des italienischen Programms „Mare Nostrum“ 2014 hatte man die 
Seenotrettung weitgehend NGOs und privaten Initiativen überlassen, was die 
ohnehin schon lebensgefährlichen Überfahrten von den nordafrikanischen Küs-
ten nach Europa zu einem noch waghalsigeren Unterfangen machte. Außerdem 
wurde die Vergabe von Entwicklungshilfen an Sub-Sahara-Staaten an verschärfte 
Grenzkontrollen geknüpft, um so die Durchlässigkeit dieser Länder für Flücht-
linge zu erschweren. Kurz und gut: Auf EU- wie auf nationaler Ebene setzte 
man nun verstärkt auf eine Abschottungspolitik, nachdem auch deutlich ge-
worden war, dass es zwischen den EU-Mitgliedern zu keinen solidarischen 
Regelungen hinsichtlich der Weiterverteilung der in den Ländern an den EU-
Außengrenzen angekommenen Flüchtlinge kommen konnte. Die zahlreichen 
Verlautbarungen, mit all diesen Maßnahmen wolle man vor allem das Schleu-
serwesen bekämpfen, vermochten nur unzureichend zu überdecken, dass man 
in Wahrheit jetzt Flüchtlinge – selbst zu einem sehr fragwürdigen Preis – mit 
allen Mitteln von Europa fernhalten möchte.19 Seit neuestem wird nun die See-
notrettung behindert und erhalten Schiffe mit geretteten Flüchtlingen an Bord 
nur zögerlich und erst nach mehrfachem Ersuchen eine Landeerlaubnis. Laut 
Beschlüssen des EU-Gipfeltreffens vom Juli 2018 sollen Geflüchtete, die im Mit-
telmeer „aufgefischt“ werden, in noch einzurichtende europäische Auffanglager 
oder sogenannte Ausschiffungsplattformen, also Flüchtlingslager irgendwo in 
Nordafrika oder in der Sahelzone verbracht werden, wo dann über ihr weiteres 
Schicksal entschieden werden soll.20  

Statt von einer Flüchtlingskrise zu reden, sollte man hier das Kind lieber 
beim Namen nennen und von einer „Krise der europäischen Humanität“ spre-
chen (Haubl/Wirth 2017).  

  

                                                                                 

19 So werden autoritär regierte Länder in Afrika, wie beispielsweise Sudan oder Niger, hoch 
technologisch ausgerüstet, um Migrant_innen am weiteren Grenzübertritt zu hindern.  

20 Es ist aber völlig offen, ob und wie sich diese Beschlüsse realisieren lassen. Abgesehen 
davon, dass alle nordafrikanische Länder die Einrichtung solcher Flüchtlingslager bislang 
abgelehnt haben, handelt es sich dabei sämtlich um Länder, in denen die Menschenrechte 
mehr oder weniger mit Füßen getreten werden. Letzer Stand bei Redaktionsschluss ist 
Anfang Juli 2018: https://www.deutschlandfunk.de/eu-gipfel-zur-migrationspolitik. 

https://www.deutschlandfunk.de/eu-gipfel-zur-migrationspolitik


38 

Literatur 

AWO-Bundesverband (2018): Stellungnahme des AWO-Bundesverbandes zur Einrichtung von so-
genannten Anker-Zentren vom 5.6.2018. Online: https://www.awo.org/sites/default/files/2018-
06/Stellungnahme%20des%20AWO%20Bundesverbandes%20zu%20AnkER-Zentren.pdf (Ab-
frage vom 10.6.2018). 

BAMF (2018a): Das Bundesamt in Zahlen 2017. Asyl. Nürnberg. 
BAMF (2018b): Sozialstruktur, Schulbesuch und Berufstätigkeit im Herkunftsland. Volljährige Asyl-

antragsteller in Deutschland im Jahr 2017, BAMF-Kurzanalyse 03/2018. 
BAMF (2017a): Das Bundesamt in Zahlen 2016. Asyl, Migration und Integration. Nürnberg. 
BAMF (2017b): Sozialstruktur, Schulbesuch und ausgeübte Berufstätigkeiten. Volljährige Asylan-

tragsteller in Deutschland im ersten Halbjahr 2017 – BAMF-Kurzanalyse 03/2017. 
BAMF (2017c): Geflüchtete Frauen in Deutschland. Sprache, Bildung, Arbeitsmarkt. BAMF-Kurz-

analyse 01/2017, Nürnberg. 
BAMF (2016a): Flucht, Ankunft in Deutschland und erste Schritte der Integration. IAB-BAMF-

SOEP-Befragung von Geflüchteten. BAMF-Kurzanalyse 05/2016. 
BAMF (2016b): IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten: Überblick und erste Ergebnisse. 

Nürnberg. 
(BAMF) (o.J.): Was heißt eine gute Bleibeperspektive? Online: http://www.bamf.de/SharedDocs/

FAQ/DE/IntegrationskurseAsylbewerber/001-bleibeperspektive.html (Abfrage: 14.6.2018). 
Bartolo, Pietro/Tilotta, Lidia (2017): An das Leid gewöhnt man sich nie. Salztränen. Mein Leben als 

Arzt auf Lampedusa. Berlin: Suhrkamp.  
Cremer, Hendrik (2018): Flucht und Asyl, in: Gogolin, Ingrid/Georgi, Viola B./Potratz-Krüger, 

Marianne/Lengyel, Drorit/Sandfuchs, Uwe (Hrsg.): Handbuch Interkulturelle Pädagogik. Stutt-
gart: Utb Verlag. 

Cremer, Hendrik (2016): Menschenrecht Asyl, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 66, 11–12, online: 
www.bpb.de/apuz/222202/menschenrecht-asyl?p=1 (Abfrage: 30.5.2018). 

Deutscher Bundestag (2017a): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Ulla Jelpke, Frank Tempel, Sevim Dagdelen, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE, BT Drs. 18/13537 vom 08.09.2017. 

Deutscher Bundestag (2017b): Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten Ulla Jelpke, Frank Tempel, Sevim Dagdelen, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE, BT Drs. 18/11262 vom 21.2.2017.  

Dietrich, Frank (2017): Ethik der Migration. Philosophische Schlüsseltexte. Berlin: Suhrkamp. 
Fowid (Forschungsgruppe Weltanschauungen in Deutschland) (2016): Religionszugehörigkeiten der 

erfassten Asylsuchenden. Online: https://fowid.de/meldung/religionszugehoerigkeiten-erfassten-
asylsuchenden (Abfrage: 14.6.2018). 

Freist-Held, Jonas/Hagemann, Thore/Rasche, Lucas/Welfens, Nathalie (2017): „Quo vadis Migrati-
onspolitik? Die Wahlprogramme deutscher Parteien unter der Lupe“, Polis Papier Nr.6, Berlin: 
Polis 180. Online:http://fluechtlingsforschung.net/fluchtlingspolitik-in-wahlprogrammen-zur-
bundestagswahl 2017 (Abfrage:10.10.2017). 

Gesang, Bernward (2016): Sind Obergrenzen für Asylbewerber moralisch zu rechtfertigen und wo 
liegen sie? Auf dem Weg zum integrierten Asylberechtigten, in: Grundmann, Thomas/Stephan, 
Achim (Hrsg.) „Welche und wie viele Flüchtlinge sollen wir aufnehmen?“, a. a. O., S. 84–97. 

Grundmann, Thomas/Stephan, Achim (Hrsg.) (2016): „Welche und wie viele Flüchtlinge sollen wir 
aufnehmen?“ – Philosophische Essays. Stuttgart: Reclam. 

Hans Böckler Stiftung (2017): Kinderarmut in Deutschland: Deutlicher Zuwachs durch Zuwande-
rung. Neue Auswertung mit Daten für Bund, Länder und Regionen. Pressemitteilung vom 
18.4.2017.Online: www.boeckler.de/14_108314.htm (Abfrage: 11.6.2018). 

Haubl, Rolf/Wirth, Hans-Jürgen (Hrsg.) (2017): Flucht und Migration – Krise der Humanität, in: 
psychosozial 149, 40. Jg., Heft 3. 

IAB-BAMF-SOEP (2017): Befragung von Geflüchteten 2016: Studiendesign, Feldergebnisse sowie 
Analysen zu schulischer wie beruflicher Qualifikation, Sprachkenntnissen sowie kognitiven Po-
tenzialen. Forschungsbericht 30, Nürnberg: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. 

https://www.awo.org/sites/default/files/2018-06/Stellungnahme%20des%20AWO%20Bundesverbandes%20zu%20AnkER-Zentren.pdf
https://www.awo.org/sites/default/files/2018-06/Stellungnahme%20des%20AWO%20Bundesverbandes%20zu%20AnkER-Zentren.pdf
http://www.bamf.de/SharedDocs/FAQ/DE/IntegrationskurseAsylbewerber/001-bleibeperspektive.html
http://www.bpb.de/apuz/222202/menschenrecht-asyl?p=1
https://fowid.de/meldung/religionszugehoerigkeiten-erfassten-asylsuchenden
https://fowid.de/meldung/religionszugehoerigkeiten-erfassten-asylsuchenden
http://fluechtlingsforschung.net/fluchtlingspolitik-in-wahlprogrammen-zur-bundestagswahl
http://fluechtlingsforschung.net/fluchtlingspolitik-in-wahlprogrammen-zur-bundestagswahl
http://www.boeckler.de/14_108314.htm
http://www.bamf.de/SharedDocs/FAQ/DE/IntegrationskurseAsylbewerber/001-bleibeperspektive.html


39 

Infratest-dimap (2015): Aktuelle Flüchtlings- und Asylpolitik Deutschlands stößt auf Kritik. Online: 
www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/umfragen/aktuell/aktuelle-
fluechtlings-und-asylpolitik-deutschlands-stoesst-auf-kritik/ (Abfrage: 11.6.2018). 

Kermani, Navid (2016): Ausnahmezustand: Reisen in eine beunruhigte Welt. München: C. H. Beck. 
Kingsley, Patrick (2016): Die neue Odyssee. Eine Geschichte der europäischen Flüchtlingskrise. 

München: C. H. Beck. 
Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode (2018). Online unter: 

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018/03/2018-03-14-koalitionsvertrag
.pdf;jsessionid=F7AD76352DA13FD12177C0E93A5DB162.s3t1?__blob=publicationFile&v=5 
(Abfrage: 6.6.2018). 

Leuninger, Herbert (o.J.): Asylrecht und Menschenrechte, in: archiv.proasyl.de/texte/hl/menschenr-
eu.htm (Abfrage: 7.2.2018). 

Löhlein, Harald (2017): Armut von Flüchtlingen. In: Paritätischer Gesamtverband (Hrsg.): Men-
schenwürde ist Menschenrecht. Bericht zur Armutsentwicklung in Deutschland 2017, Berlin: 
Der Paritätische, S. 59–66. 

Maxwill, Peter/Pfeifer, Frieder/Wellershoff, Marianne (o.J.): Flüchtlinge im Interview: „Ich gebe 
Deutschland alles was es von mir möchte“ – 42 Fotoporträts aus der ganzen Republik. Spiegel 
online: http://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/fluechtlinge-in-deutschland-was-sie-wollen-
was-sie-bringen-a-1161993.html (Abfrage: 14.6.2018).  

Neudeck, Rupert (2016): In uns allen steckt ein Flüchtling. Ein Vermächtnis. München: C.H. Beck. 
Offener Brief (2018): Ankerzentren für Kinder und Jugendliche ungeeignet: Gemeinsame Stellung-

nahme von 24 Verbänden und Organisationen, Offener Brief vom 25.5.2018. Online: www.der-
paritaetische.de/fachinfos/stellungnahmen-und-positionen/ankerzentren-fuer-kinder-und-jugend
liche-ungeeignet-gemeinsame-stellungnahme-von-24-verbaenden-und-or/ (Abfrage: 10.6.2018).  

Pro Asyl (2018): Was ist eigentlich subsidiärer Schutz? Online: www.proasyl.de/hintergrund/was-
ist-eigentlich-subsidiaerer-schutz/ (Abfrage: 14.6.2018).  

Schiffauer, Werner (2018a): „Das kann die Politik nicht wollen“ – Interview auf tagesschau.de. On-
line: www.tagesschau.de/ausland/interview-ankerzentren-101.html (Abfrage 8.6.2018) 

Schiffauer, Werner (2018b): „Ankerzentren werden den Stress verstärken“, FR-Interview vom 7.6.2018. 
Schneider, Martin/Tremmel, Hans (2015): Auch Flüchtlinge haben Rechtsansprüche. Was aus 

sozialethischer Sicht im Asylrecht geboten ist, in: Communio, Jg. 44, Juli/August 2015, Heft 4, 
S. 364–373, zit. nach Leseprobe 3, online: www.communio.de/inhalte. php?jahrgang=2015&
ausgabe=4&artikel=5 (Abfrage: 11.6.2018). 

Seukwa, Louis-Henri (2015): Flüchtlinge. Von der Kunst des Überlebens. Interview mit der DKJS 
(Deutsche Kinder- und Jugend-Stiftung), online: www.dkjs.de/aktuell/meldung/news/fluecht
linge-von-der-kunst-des-ueberlebens/ (Abfrage: 7.2.2018). 

SVR-Forschungsbereich (2017): Wie gelingt Integration? Asylsuchende über ihre Lebenslagen und 
Teilhabeperspektiven in Deutschland. Eine Studie des Sachverständigenrats deutsche Stiftun-
gen für Integration und Migration im Auftrag der Robert Bosch Stiftung, Berlin. 

SVR-Forschungsbereich (2016): Was wir über Flüchtlinge (nicht) wissen. Der wissenschaftliche 
Erkenntnisstand über die Lebenssituation von Flüchtlingen in Deutschland. Eine Expertise im 
Auftrag der Robert Bosch Stiftung und des SVR-Forschungsbereichs, Januar 2016. Berlin. 

UNHCR (2015): Total number of Syrian refugees exceeds four million for first time. Online: 
www.unhcr.org/559d67d46.html (Abfrage: 14.6.2018). 

Zick, Andreas/Preuß, Madlen (2017): ZUGleich. Zugehörigkeit und (Un)Gleichwertigkeit. Ein Zwi-
schenbericht. Universität Bielefeld: online: www.uni-bielefeld.de/ikg/projekte/ZuGleich/Zu
Gleich_Zwischenbericht.pdf (Abfrage: 11.6.2018).  

  

http://www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/umfragen/aktuell/aktuelle-fluechtlings-und-asylpolitik-deutschlands-stoesst-auf-kritik/
http://www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/umfragen/aktuell/aktuelle-fluechtlings-und-asylpolitik-deutschlands-stoesst-auf-kritik/
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018/03/2018-03-14-koalitionsvertrag.pdf;jsessionid=F7AD76352DA13FD12177C0E93A5DB162.s3t1?__blob=publicationFile&v=5
http://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/fluechtlinge-in-deutschland-was-sie-wollen-was-sie-bringen-a-1161993.html
http://www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/fluechtlinge-in-deutschland-was-sie-wollen-was-sie-bringen-a-1161993.html
http://www.derparitaetische.de/fachinfos/stellungnahmen-und-positionen/ankerzentren-fuer-kinder-und-jugendliche-ungeeignet-gemeinsame-stellungnahme-von-24-verbaenden-und-or/
http://www.derparitaetische.de/fachinfos/stellungnahmen-und-positionen/ankerzentren-fuer-kinder-und-jugendliche-ungeeignet-gemeinsame-stellungnahme-von-24-verbaenden-und-or/
http://www.proasyl.de/hintergrund/was-ist-eigentlich-subsidiaerer-schutz/
http://www.proasyl.de/hintergrund/was-ist-eigentlich-subsidiaerer-schutz/
http://www.tagesschau.de/ausland/interview-ankerzentren-101.html
http://www.communio.de/inhalte.php?jahrgang=2015&ausgabe=4&artikel=5
http://www.dkjs.de/aktuell/meldung/news/fluechtlinge-von-der-kunst-des-ueberlebens/
http://www.unhcr.org/559d67d46.html
http://www.uni-bielefeld.de/ikg/projekte/ZuGleich/ZuGleich_Zwischenbericht.pdf
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018/03/2018-03-14-koalitionsvertrag.pdf;jsessionid=F7AD76352DA13FD12177C0E93A5DB162.s3t1?__blob=publicationFile&v=5
http://www.derparitaetische.de/fachinfos/stellungnahmen-und-positionen/ankerzentren-fuer-kinder-und-jugendliche-ungeeignet-gemeinsame-stellungnahme-von-24-verbaenden-und-or/
http://www.communio.de/inhalte.php?jahrgang=2015&ausgabe=4&artikel=5
http://www.dkjs.de/aktuell/meldung/news/fluechtlinge-von-der-kunst-des-ueberlebens/
http://www.uni-bielefeld.de/ikg/projekte/ZuGleich/ZuGleich_Zwischenbericht.pdf


40 

Quellen 

Asylgesetz (AsylG): neugefasst durch B. vom 2.9.2008, zuletzt geändert durch Artikel 2 G. vom 
20.7.2017. Online: https://www.buzer.de/s1.htm?g=asylg&f=1 (Abfrage: 14.6.2018). 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union vom 18.12.2000. Online: http://www.europarl.
europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf (Abfrage: 6.6.2018). 

Europäische Menschenrechtskonvention in der Fassung der Protokolle Nr. 11 und 14 samt Zusatz-
protokoll und Protokolle Nr.4, 6, 7, 12 und 13. Online: https://www.echr.coe.int/Documents/
Convention_DEU.pdf (Abfrage: 6.6.2018). 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU vom 28. August 2013. Online: https://www.
bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl113s3474.pdf#__bg
bl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl113s3474.pdf%27%5D__1528285035425 (Abfrage: 
6.6.2018).  

Integrationsgesetz vom 31. Juli 2016. Online: https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=
Bundesanzeiger_BGBl&start=%252F%252F*%255B%2540attr_id=%2527bgbl116s1939.pdf%25
27%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s1939.pdf%27%5D__152828751
9979 (Abfrage: 6.6.2018). 

Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD (2018): Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue 
Dynamik für Deutschland. Ein neuer Zusammenhalt für unser Land. Online: http://download
4.freefiles-18.de/software/s80321/d30219/30/219/koalitionsvertrag_2018.pdf (Abfrage: 14.6.2018). 

Leitsätze zum Urteil des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 18.Juli 2012. Online: 
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/07/ls2012071
8_1bvl001010.html (Abfrage: 14.6.2018). 

Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 13.12.2011. Online: 
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=uriserv:OJ.L_.2011.337.01.0009.01.
DEU (Abfrage: 6.6.2018). 

UNHCR: Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 und Protokoll über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Januar 1967. Online: https://menschenrechte-durch
setzen.dgvn.de/fileadmin/user_upload/menschenr_durchsetzen/bilder/Allgemein/Subseite_
Flucht_und_Asyl/Dokumente/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorker_Protokoll.p
df (Abfrage: 6.6.2018). 
 

https://www.buzer.de/s1.htm?g=asylg&f=1
http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
https://www.echr.coe.int/Documents/Convention_DEU.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl113s3474.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl113s3474.pdf%27%5D__1528285035425
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%252F%252F*%255B%2540attr_id=%2527bgbl116s1939.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s1939.pdf%27%5D__1528287519979
http://download4.freefiles-18.de/software/s80321/d30219/30/219/koalitionsvertrag_2018.pdf
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/07/ls20120718_1bvl001010.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=uriserv:OJ.L_.2011.337.01.0009.01.DEU
https://menschenrechte-durchsetzen.dgvn.de/fileadmin/user_upload/menschenr_durchsetzen/bilder/Allgemein/Subseite_Flucht_und_Asyl/Dokumente/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorker_Protokoll.pdf
http://www.europarl.europa.eu/charter/pdf/text_de.pdf
https://www.echr.coe.int/Documents/Convention_DEU.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl113s3474.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl113s3474.pdf%27%5D__1528285035425
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl113s3474.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl113s3474.pdf%27%5D__1528285035425
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%252F%252F*%255B%2540attr_id=%2527bgbl116s1939.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s1939.pdf%27%5D__1528287519979
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%252F%252F*%255B%2540attr_id=%2527bgbl116s1939.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s1939.pdf%27%5D__1528287519979
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=%252F%252F*%255B%2540attr_id=%2527bgbl116s1939.pdf%2527%255D#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl116s1939.pdf%27%5D__1528287519979
http://download4.freefiles-18.de/software/s80321/d30219/30/219/koalitionsvertrag_2018.pdf
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/07/ls20120718_1bvl001010.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=uriserv:OJ.L_.2011.337.01.0009.01.DEU
https://menschenrechte-durchsetzen.dgvn.de/fileadmin/user_upload/menschenr_durchsetzen/bilder/Allgemein/Subseite_Flucht_und_Asyl/Dokumente/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorker_Protokoll.pdf
https://menschenrechte-durchsetzen.dgvn.de/fileadmin/user_upload/menschenr_durchsetzen/bilder/Allgemein/Subseite_Flucht_und_Asyl/Dokumente/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorker_Protokoll.pdf
https://menschenrechte-durchsetzen.dgvn.de/fileadmin/user_upload/menschenr_durchsetzen/bilder/Allgemein/Subseite_Flucht_und_Asyl/Dokumente/Genfer_Fluechtlingskonvention_und_New_Yorker_Protokoll.pdf


41 

Irma Jansen 

Soziale Arbeit im Kontext von  
(Flucht-)Migration 

1 Einleitung 

Als Profession, die sich mit der Verbesserung von Lebenslagen und Lebenschan-
cen derjenigen befasst, die von Teilhabe- und Zugangsbarrieren in der Gesell-
schaft betroffen sind, bearbeitet Soziale Arbeit Migration und Migrationsfolgen in 
unterschiedlichen Handlungsfeldern. Im Rahmen der jüngeren Zuwanderungs-
welle erfährt das Thema Fluchtmigration im Aufgabenspektrum Sozialer Arbeit 
eine besondere Beachtung, bei der auch die bisherigen Erkenntnisse der deut-
schen Flucht- und Flüchtlingsforschung in den Blick genommen werden.  

In seiner Studie zum Stand der fluchtbezogenen Forschung in Deutschland 
arbeitet Kleist (2018) in dieser Hinsicht heraus, dass es nach „zwei Jahrzehnten 
geringer Forschungsaktivitäten […] in Deutschland seit 2013 zu einer rapiden 
Intensivierung der Flucht- und Flüchtlingsforschung“ kommt (Kleist 2018, S. 4). 
Diese finde zwar bisher noch überwiegend dezentral in den Bundesländern 
statt, zeige aber eine Vielzahl von Disziplinen in der Bearbeitung einer großen 
Bandbreite von Themen. Die bestehenden Forschungsaktivitäten richten sich 
sowohl anwendungsorientiert auf aktuelle Herausforderungen im Kontext von 
Flucht und Asyl als auch auf theoretisch-konzeptionelle Fragen. Obwohl sich in 
einigen spezialisierten und multidisziplinär arbeitenden Forschungseinrichtun-
gen thematische Konzentrationen zeigen, erscheint der Vernetzungsgrad durch 
wissenschaftliche Kooperationen – trotz erster Ansätze im Forschungsfeld (z. B. 
„Netzwerk Flüchtlingsforschung“) – noch wenig entwickelt. Insbesondere im 
Vergleich zur englischsprachigen Flucht- und Flüchtlingsforschung (Refugee 
und Forced Migration Studies) erscheint der Grad ihrer Institutionalisierung 
bislang eher gering (Kleist 2018, S. 4). Trotz der Multiprofessionalität des The-
mas gibt es in den bestehenden deutschen Forschungsbereichen (im Vergleich 
zum englischsprachigen Raum) bisher auch noch wenig interdisziplinäre For-
schung. Über die Disziplinen hinweg wird der Fokus zunehmend regional auf 
Deutschland (ggf. Europa) gelegt, wobei der Blick insbesondere auf die Auf-
nahme und gesellschaftliche Teilhabe geflüchteter Menschen gerichtet ist. So-
mit haben 2016 nur noch 20  % der berücksichtigten Forschungsprojekte keinen 
Deutschland-Bezug, womit Forschungen z. B. zu Aspekten der Gewaltmigrati-
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